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Protokoll 
über die, am Mittwoch, den 26.06.2024,  

um 19.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses 
der Stadtgemeinde Pressbaum 

ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 
ÖFFENTLICHER TEIL 

 
Fraktion ÖVP:  Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, Vizebgm. Jutta Polzer,  

StR Markus Naber MA MSc, StR Susanne Stejskal,  
StR DI Friedrich Brandstetter, GR Ing. Jochen Pintar,  
GR Josef Rothensteiner, GR Manfred Hebenstreit,  
GR Kurt Heuböck, GR Nikolaus Niemeczek BSc 

Fraktion GRÜNE:   Vizebgm. Ingrid Burtscher,  
GR Rudolf Mlinar, GR Christine Leininger, GR Felix Renner 
GR Michael Sigmund, GR Mag. Johann Madner, 

Fraktion SPÖ:  StR Alfred Gruber, StR Reinhard Scheibelreiter,  
GR Dr. Peter Großkopf, GR Katharina Krenn,  
GR Anton Strombach, GR Ing. Thomas Ded,  

Fraktion WIR:  StR Wolfgang Kalchhauser, StR Maria Auer,  
GR DI Helmut Schoder, GR Ing. Manfred Woletz 

Fraktion FPÖ:    GR Anna-Leena Krischel bakk.phil 
 
 
Entschuldigt:    GR Gaby Schwarz (ÖVP), GR Raffael Herzog(ÖVP),  

StR Thomas Tweraser(ÖVP), GR Ingeborg Holzer (SPÖ),  
GR Günter Fahrner (WIR), StR P. Renner (GRÜNE),  

   
Unentschuldigt:      
Entschuldigt    
verspätet:   Ing. Ded (19:03) SPÖ, GR Krenn (19:04) 
   
  
Frühzeitig verlassen:       
Auskunftspersonen: Stv.Stadtamtsdir. DI Elisabeth Wiesböck 
Schriftführerin: Evelyn Stattin 
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende: 21:22 Uhr 

 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 
erfolgt, die Beschlussfassung laut § 48 NÖ GO 1973 ist gegeben.   
 
 
Es liegen 2 Dringlichkeitsanträge vor.  
 

1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 26.06.2024 eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner 
bezüglich der Annahme der Anschaffung des EDV Programmes elektr. 
Rechtsverkehr. 
 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
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Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 20 im öffentlichen Teil statt.  
 

2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 26.06.2024 eingebracht von StR Wolfgang Kalchhauser 
bezüglich dem Mandatsverzicht von Herrn Günter Fahrner. 

 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 20a im öffentlichen Teil statt. 
 
 
Top 19 Kulturprojekt Vision und Leitbild (GR Ing. Woletz) wird vorgezogen. 

 

Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Antrag:  
Frau Sandra Paweronschitz von KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH als 

Auskunftsperson hinzuziehen, um das Projekt dem Gemeinderat der Stadtgemeinde 

nachvollziehbarer darzustellen. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Nunmehr wird in die Tagesordnung wie folgt eingegangen: 

 
 

Öffentlicher Teil 
 

1. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 23.05.2024 

2. Bericht Prüfungsausschuss (GR Dr. Grosskopf) 

3. Beschaffung HLF 2 – FF Pressbaum (Vizebgm. Polzer) 

4. Raumordnung (StR DI Brandstetter) 

5. Kooperationsvertrag Themenmanagement, Projekt MTB neu im Wienerwald (GR Ing. 

Woletz) 

6. Gebühren 2024/2025 (StR Naber MA MSc) 

7. EVN Wärme Tarifangebot (GR Strombach) 

8. Umbuchung KIGA 1 (StR Stejskal) 

9. Projekte mit der EEG (GR Heuböck) 

10.  PV-Anlage NMS (GR Heuböck) 

11. Rückbau FF Rekawinkel (Vizebgm. Polzer) 

12. Postpartner/Postbox (Vizebgm. Polzer) 

13. Auftragsvergabe DI Denk – Digitalen Leitungskataster (Vizebgm. Burtscher) 

14. Dachsanierung gemeindeeigener Häuser (GR Strombach) 

15. Vollkaskoversicherung Notstromaggregat (GR Strombach) 

16. Subventionen (StR Tweraser) 

17. Änderungen der Richtlinien für Ehrungen, Ehrenzeichen, Verdienstzeichen  

und Bandspangen (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

18. Klimafest 2024 (GR Sigmund) 

19. Kulturprojekt Vision und Leitbild (GR Ing. Woletz) 

20. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

21. Berichte 
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Nicht öffentlicher Teil 

 
22. Ehrungen (StR Tweraser) 

23. Ummeldung Rathaus Top 3 und Top 5 (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

24. Indexierung Hausverwaltungsvertrages 115b (GR Strombach)  

25. Sprengelfremder Schulbesuch Poly Neulengbach (StR Stejskal) 

26. Dienstbarkeitsvertrag für Wasser- und Kanalleitungen (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

27. Leihvertrag Stadtsaal (GR Strombach) 

28. Volksschule Pressbaum Fachassistenz Autisten-Hilfe (StR Stejskal) 

29. Personalangelegenheiten (Vizebgm. Polzer)  

30. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

31. Berichte 

 
Gem. § 48 NÖ GO 1973 gilt die einfache Mehrheit für die Tagesordnungspunkte 13-19 und  
26-29, da zu diesen Tagesordnungspunkten bereits zur GR –Sitzung am 13.05.2024 
eingeladen wurde. 
 
 
Zu Top 01 – Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzungen am 23.05.2024 
Es liegen keine Einwendung zum Protokoll vom 23.05.2024 vor.  

Somit ist das Protokoll genehmigt. 
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Zu Top 02 – Bericht Prüfungsausschuss 
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Zu Top 19 – Kulturprojekt: Vision und Leitbilder für Pressbaum (in 
Zusammenarbeit mit KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH)  
 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Ing. Woletz/ V. Passin, Bakk. BA) 
 

Bei einem Kultur-Vernetzungstreffen der NÖ Gemeinden wurde Kultur-

Ausschussvorsitzender GR Ing. Woletz auf das kostenlose Angebot (Kultur)Vision und 

Leitbilder von KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH aufmerksam gemacht. 

 

Die KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH bietet kostenlose Workshops an, welche 

von Frau Sandra Paweronschitz geleitet werden.  

 

Die Idee hinter diesem Projekt: eine (Kultur)Vision für mehrere Jahre zu entwickeln und 

darunter mehrere Bereiche mit Zielen und Maßnahmen jährlich zu planen. 

Im Rahmen dieses Projektes könnten auch die Aspekte der Gemeinde-Kommunikation 

(Gemdat, Cities), des Tourismus, der (Kultur)Vernetzung usw. aufgegriffen werden. 

Dieses Projekt würde der Stadtgemeinde auch erlauben einen jährlichen Marketingplan 

inkl. Budget zu erstellen. Damit hätte man mehr Chancen etwas für die Kultur und den 

Tourismus in der Gemeinde zu machen. 

Für die Erarbeitung der (Kultur)Visionen und Leitbilder der Stadtgemeinde Pressbaum 

könnten auch die ausgearbeiteten Ideen des Arbeitskreises Kultur berücksichtigt werden, 

welche im Jahr 2018 im Rahmen des Stadterneuerungsprozesses erarbeitet wurden.  

 

Die Informationen über das Servicepaket von KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH 

für die Kulturverantwortlichen in den Gemeinden ist unter folgendem Link abrufbar 

https://www.kulturregionnoe.at/service/kultur-braucht-dich/workshops 

Und sieht wie folgt aus: 

 

https://www.kulturregionnoe.at/service/kultur-braucht-dich/workshops
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Die Mitglieder des Ausschusses für Kultur einigten sich in der Sitzung am 9.4.2024 

darauf, dass aus jeder politischen Fraktion je ein(e) VertreterIn die Workshops besuchen 

sollte. 

Kultur-Ausschussmitglieder haben auch Vorschläge eingebracht welche Bürgerinnen und 

Bürger bzw. Kulturtreibende in der Gemeinde auch zu den Workshops eingeladen 

werden könnten, nämlich Marina Scheutz-Tatic, Roland Mayer, Stefan Weichinger, Koni 

Dachsbacher und Erich Baumgartner. 

Um das Projekt dem Gemeinderat der Stadtgemeinde nachvollziehbar darzustellen, 

empfiehlt sich, dass die Prozessbegleiterin für regionale Kulturarbeit von 

KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH Frau Sandra Paweronschitz als 

Auskunftsperson hinzugezogen wird. 

 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

10 
 
 
 

Eine einstimmige positive Empfehlung des Ausschusses für Kultur und Tourismus 
vom 9.4.2024 liegt vor. 
 
GR Ing. Woletz stellt den 

Antrag: 
1) der Gemeinderat der Stadtgemeinde möge den Beschluss fassen, dass die 

VertreterInnen der Stadtgemeinde Pressbaum (je ein(e) VertrerterIn aus jeder 

politischen Fraktion des Gemeinderates der Stadtgemeinde) in Zusammenarbeit mit 

KULTUR.REGION.NIEDERÖSTERREICH bzw. im Rahmen der kostenlosen 

Workshops neue Leitbilder etc. für die Stadtgemeinde Pressbaum erarbeiten und 

diese in weiterer Folge seitens der Stadtgemeinde umgesetzt werden.  

 

2) der Gemeinderat der Stadtgemeinde möge den Beschluss fassen, dass die im 

oberen Sachverhalt genannten Personen bzw. Kulturtreibende der Stadtgemeinde 

auch zur Teilnahme an den Workshops eingeladen werden. 

 

Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 03- Beschaffung HLF 2 FF Pressbaum  
Sachverhalt: (vorbereitet Vizebgm. J. Polzer/ E. Wiesböck) 
Heuer findet wieder eine Beschaffungsaktion für neue Feuerwehrfahrzeuge durch den 
Landesfeuerwehrkommando statt. Der Bedarf für eines neuen HLF 2 für die FF Pressbaum 
wurde von Seiten der FF Pressbaum und der Politik schon mit dem 
Abschnittsfeuerwehrkommandanten und dem Bezirksfeuerwehrkommandanten 
besprochen. Anfang Juni 2024 kam dann von Landesfeuerwehrkommandat Dietmar 
Fahrafellner die Zusage der Sonderförderung für die FF Pressbaum und somit ist die 
Zusage für eines neues HLF 2 seitens des Landesfeuerwehrkommandos vorhanden und 
eine Beschaffung möglich. 
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Vizebgm. Jutta Polzer stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge das Beispiel 2 (Fahrgestell MAN inkl. Winde) mit 
Anschaffungskosten inkl. Ust 404.000€ bei einer Förderung von 179.000€ und einer 
Umsatzsteuerrückvergütung in der Höhe von 62.500€ beschließen. Der Restbetrag für die 
FF bzw. Gemeinde beträgt dann 162.500 €. Um die Bedeckung zu gewährleisten, soll die 
obrige Mitfinanzierungszusage der FF Pressbaum in der Höhe von 29.500 € zur Kenntnis 
genommen und dieser zugestimmt werden. 
Bedeckung: 
5/163031-040 (lt. Stand 10.06.2024) momentan 400.000€ vorhanden 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 04 – Raumordnung - Aufhebung und Neufassung der Beschlüsse zum 
Flächenwidmungsplan (29.06.2022) und Bebauungsplan (22.09.2022) 
 
Sachverhalt:(vorbereitet von StR DI Brandstetter/SB Matzinger): 
Die öffentliche Auflage des Entwurfes zur Änderung des Örtlichen 
Raumordnungsprogrammes/Flächenwidmungsplanes mit der Planzahl 
„PREB– FÄ17- 12215-E“ sowie des Bebauungsplanes mit der Planzahl 
„PREB- TB6/Ä10-12216–E“ der Stadtgemeinde Pressbaum erfolgte von 26.11.2021 bis 
07.01.2022. In diesem Zeitraum wurden 24 Stellungnahmen abgegeben.  
Das Gutachten der Amtssachverständigen der Abt. RU7 (Raumordnung und 
Raumplanung) des Amtes der NÖ Landesregierung zum Auflageentwurf wurde am 
05.01.2022 mit der Zahl RU7-O-467/202-2021 erstellt und von der Abt. RU1 (Bau- und 
Raumordnungsrecht) am 11.01.2022 rechtlich beurteilt und mit der Zahl RU1-R-467/069-
2021 übermittelt.  
Das Gutachten des Amtssachverständigen der Gruppe Baudirektion, Abteilung 
Allgemeiner Baudienst, Naturschutz des Amtes der NÖ Landesregierung zum 
Auflageentwurf wurde am 02.02.2022 mit der Zahl BD1-N-8467/029-2021 erstellt und am 
03.02.2022 von der Abt. RU1 übermittelt.  
Nach eingehenden Beratungen der Stellungnahmen im Bauausschuss wurden im GR am 
22.03.2022 jene Punkte der Änderung zum Bebauungsplan, Punkt 4, 5 und 6 und die 
geplanten Änderungen der Textlichen Bebauungsvorschriften, die auf Grundlage des 
bestehenden Flächenwidmungsplanes möglich waren, beschlossen. 
Die Beschlussfassung des Flächenwidmungsplanes inkl. der noch zu klärenden Punkte 
und die davon abhängigen Änderungen des Bebauungsplanes wurde verschoben. 
In der Gemeinderatssitzung am 29.06.2022 lagen die Beschlussunterlagen dem GR vor 
– die Verordnung zum Flächenwidmungsplan wurde beschlossen, der Bebauungsplan 
kam nicht zur Abstimmung, das Protokoll wurde beeinsprucht und Änderungen beim 
Abstimmungsverlauf angemerkt. 
In der Gemeinderatssitzung am 21.09.2022 wurde dem geänderten Protokoll zugestimmt 
und die Verordnung zum Bebauungsplan beschlossen. 
Mit Schreiben RU1-R-467/069-2021 vom 10.Mai 2023 teilt die Abt. RU1 (Bau- und 
Raumordnungsrecht)  mit, dass „gemäß § 24 Abs. 10 NÖ R0G 2014 das örtliche 
Raumordnungsprogramm der Landesregierung mit einer Dokumentation der 
Entscheidungsgrundlagen, einem Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung des 
Gemeinderates, in der die Verordnung beschlossen wurde, der Kundmachung und den 
Nachweisen der Verständigung der Nachbargemeinden und der lnteressenvertretungen 
gemäß Abs. 5 und den hierauf eingelangten Stellungnahmen binnen zwei Wochen nach 
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der Beschlussfassung des Gemeinderates vorzulegen ist. Die Genehmigung der vom 
Gemeinderat am 29. Juni 2022 beschlossenen Verordnung müsste wegen der 
aufgezeigten Widersprüche gemäß § 24 Abs. 11 Z 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 
2014, LGBI. 3/2015 i.d.g.F., versagt werden.“ 
Mit Schreiben RU1-R-467/069-2021 vom 02. Juni 2023 wurde außerdem das Gutachten 
der Amtssachverständigen der Abt. RU7 (Raumordnung und Raumplanung) übermittelt 
und mitgeteilt, dass „gemäß § 13 NÖ ROG 2014 ein örtliches Raumordnungsprogramm 
aus einem Flächenwidmungsplan und gegebenenfalls aus einem Entwicklungskonzept 
besteht. Diese stellen somit, insbesondere auch im Hinblick auf die erforderlichen 
Entscheidungsgrundlagen, eine Einheit dar. Ein Widerspruch des 
Flächenwidmungsplans zum Örtlichen Entwicklungskonzept ist daher nicht zulässig und 
stellt einen Versagungsgrund im Sinne des § 24 Abs. 11 Z 4 NÖ ROG 2014 dar. Gemäß 
§ 14 Abs. 2 Z 1 NÖ ROG 2014 ist die Bereitstellung ausreichender und gut versorgter 
Bereiche für nachhaltige und verdichtete Bebauung zu berücksichtigen. Die 
Genehmigung der vom Gemeinderat am 29. Juni 2022 beschlossenen Verordnung 
müsste wegen der aufgezeigten Widersprüche gemäß § 24 Abs. 11 Z 4 des NÖ 
Raumordnungsgesetzes 2014, LGBI. 3/2015 i.d.g.F., versagt werden.“ 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 28.06.2023 den Beschluss zum Örtlichen 
Raumordnungsprogramm vom 29.Juni 2022 aufgehoben, keine neue Verordnung 
beschlossen und an den Ausschuss zurückverwiesen. Der GRA für STADTPLANUNG, 
BAU, ENTWICKLUNG, ZUZUG, WOHNEN und ORTSBILD hat in seinen Sitzungen vom 
28.11.2023 und 2.1.2024 darüber nochmals beraten. Das Ergebnis dieser Beratungen ist 
in den Beschlussunterlagen des Ingenieurbüros Haselberger eingearbeitet. 
Daher wäre heute die Neufassung der Verordnung zur Änderung des Örtlichen 
Raumordnungsprogrammes Verordnung „D“ zu beschließen. 
Da der Bebauungsplan auf dem Flächenwidmungsplan aufbaut, wäre auch der 
Beschluss vom 21.09.2022 aufzuheben (in der Sitzung vom 28.06.2023 wurde dies nicht 
gemacht) und entsprechend neu zu fassen – Verordnung „D“. 
Beilagen: 
Beschlussunterlagen Raumplaner: 
Als Beilage, da ein Einfügen in das Protokoll die Handhabung (Größe und Lesbarkeit)) wesentlich 
erschwert. 
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Bemerkung: Im Rahmen der vorbereiteten Unterlage muss in der Folge 1x zum 
Flächenwidmungsplan und 2x zum Bebauungsplan abgestimmt werden: 
Örtliches Raumordnungsprogramm/Flächenwidmungsplan mit der Planzahl PREB-
FÄ17-12215-D:  
Der Änderungspunkt 1 wird in - gegenüber dem öffentlichen Auflageentwurf - 
abgeänderter Form beschlossen.  
Der Änderungspunkt 2 wird in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form 
beschlossen.  
Der Änderungspunkt 3 wird nicht beschlossen. 
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Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR Gruber, StR DI Brandstetter,  
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Diesen Punkt in der nächsten GR Sitzung durch das Büro Haselsteiner zu präsentieren 

und anschließend zur Beschlussfassung vorzulegen.  

Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
Folgende Anträge werden nicht beschlossen! 
 
StR DI Friedrich Brandstetter stellt den  
Antrag 1: 
 

1. Der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung D zum 
Flächenwidmungsplan mit der PZ: PREB – FÄ17 – 12215 – D beschließen: 

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum beschließt nach Erörterung der 
eingelangten Stellungnahmen folgende 
 

V E R O R D N U N G „D“ 
 

§1 Aufgrund des § 25 Abs. 1 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. wird das Örtliche 

Raumordnungsprogramm der Stadtgemeinde Pressbaum geändert (Änderungspunkt 1 in 

- gegenüber dem öffentlichen Auflageentwurf - abgeänderter Form und Änderungspunkt 

2 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form). 

§ 2: Die Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes (PZ: PREB – FÄ17 – 12215 - D), 

verfasst vom Ingenieurbüro DI Susanne HASELBERGER, Gschwandnergasse 26-28/2, 

1170 Wien, ist gemäß §12(3) der NÖ-Planzeichenverordnung (LGBl. 8000/2 idgF.) wie 

eine Neudarstellung ausgeführt und mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen. 

§ 3: Die Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes liegt im Rathaus Pressbaum während 

der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

§ 4: Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NÖ Landesregierung und nach 

ihrer darauf folgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 
Entscheidung: 
Dafür:  
Dagegen: 
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Enthaltungen:  
 
Teilbebauungsplan TB6 mit der Planzahl PREB–TB6/Ä10–12216-D (Verordnung 
„D“):  
Der Änderungspunkt 1 wird in - gegenüber dem öffentlichen Auflageentwurf - 

abgeänderter Form beschlossen.  

Der Änderungspunkt 2 wird in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form 

beschlossen.  

Der Änderungspunkt 3 wird nicht beschlossen.  

Die Änderungen der Textlichen Bebauungsvorschriften werden - in gegenüber dem 

öffentlichen Auflageentwurf - abgeänderter Form beschlossen.  

Anmerkung:  

Die Änderungspunkte 4, 5 und 6 und ein Großteil der Textlichen Bebauungsvorschriften 

wurden bereits in der Verordnung „A“ am 30.03.2022 beschlossen. 

 
Antrag 2: 

1. Der GR möge den Beschluss der Verordnung zum Bebauungsplan 
vom 21.09.2022 aufheben. 

 
Entscheidung: 
Dafür:  
Dagegen: 
Enthaltungen: 
 

2. Der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung D zum 
Bebauungsplan mit der PZ.: PREB – TB6/Ä10 – 12216 - D beschließen: 

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum beschließt (nach Erörterung der 
eingelangten Stellungnahmen) folgende 
 

V E R O R D N U N G „D“ 
 

§ 1 Aufgrund der §§ 30 - 34 des NÖ Raumordnungsgesetz 2014 idgF, wird der Bebauungsplan 

(Änderungspunkt 1 in – gegenüber der zur öffentlichen Auflage - abgeänderten Form und 

Änderungspunkt 2 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form) für die Stadtgemeinde 

Pressbaum abgeändert. Weiters werden die Textlichen Bebauungsvorschriften zum Teil in 

– gegenüber der öffentlichen Auflage - abgeänderten Form abgeändert. 
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§ 2 Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung der einzelnen 

Grundflächen ist der mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehenen Plandarstellung 

(PZ.: PREB – TB6/Ä10 – 12216 - D) verfasst vom Ingenieurbüro DI Susanne 

HASELBERGER Gschwandnergasse 26/2, 1170 Wien), welche gemäß §5(3) der 

Verordnung über die Ausführung des Bebauungsplanes, LGBl. 8200/1 i.d.g.F., wie eine 

Neufassung ausgeführt ist, zu entnehmen.  

 

§ 3 Die Plandarstellungen, sowie die Textlichen Bebauungsvorschriften liegen im Rathaus 

Pressbaum während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

§ 4 Abänderung der Textlichen Bebauungsbestimmungen - NEUFASSUNG 

1. GRUNDABTEILUNG UND AUFSCHLIESSUNG 
1.1 Das Ausmaß neu geschaffener Bauplätze im Geltungsbereich des Bebauungsplanes darf 

folgende Mindestmaße nicht unterschreiten: 
 - im Teil-Bereich „Rekawinkel“ („B1“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 

1.000m2 

 - im Teil-Bereich „Lastberg“ („B2“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 800m2 
 - im Teil-Bereich „SacreCoeur“ („B3“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 

1.000m2 

- im Bereich der Widmung „Bauland – Kerngebiet (BK)“ inkl. aller Zusätze, Beschränkungen 
bzw. spezieller Verwendungszwecke: 1000m² 
- im Bereich der Parzelle 296/9 (KG. Pressbaum): 400m² 
- im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes: 700m2 

  
1.2 In das obige „Mindestausmaß neu geschaffener Bauplätze“ können auch Grundstücks-

Teile, welche die Widmung „Grünland-Grüngürtel (Ggü)“ mit der Funktionsbezeichnung 
„uferbegleitender Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der Nummer „1“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd mit wesentlicher Bedeutung für die 
Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer „2“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende 
Bedeutung“ („Ggü“ mit der Nummer „3“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) aufweisen, bis zu einem Höchstausmaß von 200m2 angerechnet 
werden. 

 

1.3 Bestehende Grundstücke im Bauland können auch dann zum Bauplatz erklärt werden, 
wenn sie eine Größe unter den oben angegebenen Mindestmaßen aufweisen. In diesem 
Fall sind Änderungen von Grundgrenzen jedoch nur möglich, wenn dadurch keine weitere 
Verringerung der bisherigen Grundstücksgrößen erfolgt. 

 

1.4 Eine weitere Verringerung der bisherigen Grundstücksgröße für die unter 1.2 angeführten 
Bauplätze bzw. Grundstücke im Bauland, bzw. eine Verringerung von Bauplätzen gemäß 1.1 
unter die jeweilige Mindestgröße ist nur dann möglich, wenn diese Verringerung durch 
erforderliche Abtretungen ins öffentliche Gut verursacht wird. 

 
2. GARAGEN und STELLPLÄTZE  
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2.1  Die Mindestanzahl der zu errichtender Stellplätze pro Wohneinheit wird wie folgt 
festgelegt: 
a) Wohngebäude mit bis zu 2 Wohneinheiten: 2 Stellplätze pro Wohneinheit 
b) Wohngebäude ab 3 Wohneinheiten 

-  für Wohnungen bis 55,0m² Wohnnutzfläche:          1,5 Stellplätze pro Wohnung 
-  für Wohnungen von 55,1 bis 90,0 m² Wohnnutzfläche: 1,7 Stellplätze pro 

Wohnung 
-  für Wohnungen ab 90,1 m² Wohnnutzfläche:         2,0 Stellplätze pro 

Wohnung 
Die so ermittelte Mindestanzahl der Stellplätze für das Bauvorhaben ist auf ganze Zahlen 
aufzurunden. 

 

2.2  Garagen müssen einen Mindestabstand von 5m von der Straßenfluchtlinie aufweisen. Dies 
gilt auch für den Fall, dass die Garage in das Hauptgebäude integriert wird. Der damit 
entstehende „Garagenvorplatz“ darf zur Straße hin nicht eingefriedet werden. Wird keine 
Garage errichtet, sind PKW-Stellplätze direkt an der Straßenfluchtlinie zu errichten, die 
ebenfalls nicht eingefriedet werden dürfen. 

 Wenn es die Geländebeschaffenheit gemäß §51 Abs. 2 der NÖ-Bauordnung 2014 idgF. und 
der Baubestand erfordert, sind Garagen im vorderen Bauwich mit einem Mindestabstand 
von 1,0m von der Straßenfluchtlinie zulässig. In diesem Fall sind die Garagen an eine 
seitliche Grundgrenze anzubauen und es ist an einer anderen Stelle direkt an der 
Straßenfluchtlinie ein nicht eingefriedeter zweiter Stellplatz zu errichten. 

 Wenn aufgrund der Situierung der Garage die Errichtung des nicht eingefriedeten 
„Garagenvorplatzes“ nicht möglich oder nicht sinnvoll ist, ist ebenfalls an einer anderen 
Stelle direkt an der Straßenfluchtlinie ein nicht eingefriedeter zweiter Stellplatz zu 
errichten. 

 

2.3  Auf unbebauten Parzellen dürfen Wohnwägen und Mobilheime nicht auf- und abgestellt 
werden, ausgenommen als zeitlich befristete Baustelleneinrichtung. 

 

2.4 Bei der Errichtung von baulichen Anlagen im „vorderen Bauwich“ dürfen diese nicht höher 
als 3m sein. 

 

3. SONDERREGELUNG FÜR DIE ZULÄSSIGE BEBAUUNGSDICHTE UND FÜR DIE ANZAHL DER 
HAUPTGEBÄUDE PRO BAUPLATZ  

3.1 In Bereichen, für die der Bebauungsplan die Bebauungsdichte „MBF“ (Maximal bebaubare 
Fläche) vorsieht, ist die maximal bebaubare Fläche wie folgt zu ermitteln: 

 

 MBF = 150m2 + 4% jenes Teiles des Bauplatzes, der gemäß Bebauungsplan in der Festlegung 
"MBF" liegt. Dabei sind Grundstücksteile, die in der Widmungsart "Grünland-Grüngürtel 
(Ggü)" mit der Funktionsbezeichnung „uferbegleitender Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der 
Nummer „1“ in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd 
mit wesentlicher Bedeutung für die Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer 
„2“ in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige 
siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende Bedeutung“ („Ggü“ mit der Nummer „3“ in der 
Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) liegen, bis zu einem Höchstausmaß von 
200m2 der Berechnungsbasis zur Ermittlung des "4%-Anteils" zuzuschlagen. 

 

3.2 Auf Bauplätzen bis 1.000m2 sind zusätzlich zu der so ermittelten „Maximal bebaubaren 
Fläche“ Nebengebäude im Gesamtflächenausmaß von bis zu 100m2 zulässig. Auf größeren 
Bauplätzen (>1.000m2) darf die Größe der Nebengebäude die maximal zulässige Größe von 
auf diesen Bauplätzen zulässigen Hauptgebäuden nicht überschreiten. 
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3.3 Im „Bauland - Wohngebiet (BW)“ mit dem Zusatz „max. 2WE/Grundstück“ darf bis zu einer 
Bauplatzgröße von 1.000m² auch bei der Errichtung von zwei Wohneinheiten, nur ein 
Hauptgebäude pro Bauplatz errichtet werden. 

 
4. EINFRIEDUNGEN, EINFAHRTEN UND SERVITUTSZUFAHRTEN 
4.1  Die Einfriedung der Vorgärten gegen die Verkehrsfläche darf eine Gesamthöhe von 2,0m 

nicht überschreiten. Des Weiteren ist ein massiver Sockel mit einer Mindesthöhe von 30cm 
und einer max. Höhe von 130cm herzustellen. 

 

4.2  Bei einer Neigung des gewachsenen Geländes in einem Verhältnis größer als 2:3 
(Höhe:Breite) darf der Sockel der Einfriedung eine maximale Höhe von 1,8m erreichen.  

 

4.3 Eine geschlossene Ausführung der Einfriedung in Form einer Mauer oberhalb des Sockels ist 
nicht zulässig. Ausgenommen davon sind Einfriedungen aus Schallschutzgründen entlang 
der Bundes- und Landesstraßen sowie gegen die Westbahn und Einfriedungen in der 
„geschlossenen“ Bebauungsweise. 

 

4.4 Ein- und Ausfahrten  
 Die Gesamtbreite von Ein- und Ausfahrten darf bei einem Grundstück, gemessen an der 

Straßenfluchtlinie, maximal 8m betragen.  
 Ausgenommen von dieser Festlegung ist der Standort der Freiwilligen Feuerwehr im 

Bereich der Parzelle 157/37 (KG. Pressbaum). 
 

4.5 Erschließung von Bauplätzen über ein Fahr- und Leitungsrecht 
 Über eine Servitutszufahrt (Fahr- und Leitungsrecht) dürfen maximal vier Bauplätze 

erschlossen werden. Über Servitutszufahrt mit einer Mindestbreite von 8,0m können auch 
mehr als vier Bauplätze erschlossen werden. 

 
5. ANTENNEN 
5.1 Antennen (Fernseh- und Parabolantennen,...) und Masten auf oder an Dachflächen bzw. auf 

oder an Gebäuden dürfen diese nicht mehr als 2m überragen. 
 

6. SCHUTZZONEN 
6.1 Für die in der Plandarstellung ausgewiesenen „Schutzzonen“ gelten die in der NÖ 

Bauordnung 2014 idgF. und dem NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 idgF. festgelegten 
Bestimmungen für „Schutzzonen“. 

 

6.2 Der Abbruch von „Schutzzonen“-Objekten ist unter Berücksichtigung des §31 Abs.8 des NÖ-
Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. verboten. 

 

6.3 Entspricht die äußere Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes im Wesentlichen der 
ursprünglichen Bautradition, so sind bei Zu- und Umbauten zumindest folgende 
charakteristische optische Merkmale der Fassade zu erhalten, wiederherzustellen oder 
entsprechend ihrem ursprünglichen optischen Erscheinungsbild zu ersetzen: 

 * Fensterabstände und –umrahmungen; 
 * Größe und Proportion und Teilung der Fenster, Türen und Tore; 
 * Fassadenteilung, -gliederung und –struktur 
 Historisch, optisch besonders wirksame und baukünstlerisch bedeutsame Merkmale (wie 

Holzveranden oder Holzverzierungen) sind in ihrem Charakter zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. 

 

6.4 Für die nach außen wirksame Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes sind Materialien, 
Formen und Farben zu verwenden, die in ihrer optischen Wirkung dem ursprünglichen 
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Erscheinungsbild des Gebäudes entsprechen. Das gilt sowohl für alle Gebäudefronten und 
für das Dach als auch für untergeordnete Bauteile und Elemente (Balkone, Kamine, 
Treppen, Fensterrahmen- und -sprossen, Verkleidungen, Dachrinnen, u.dgl.). 

 

6.5 Die konkrete Umsetzung im Sinne der vorherigen Absätze 6.3 und 6.4 hat sich an der 
„Schutzzonen-Dokumentation“, die Bestandteil dieser Bebauungsvorschriften ist, zu 
orientieren. 

 

6.6 Die harmonische Gestaltung im Sinne des §56 der NÖ Bauordnung 2014 idgF. bei 
baubehördlichen Genehmigungsverfahren ist in den „Schutzzonen“ besonders zu 
überprüfen.  

 
7. BAUFLUCHTLINIEN 
7.1. Im hinteren und seitlichen Bauwich ist die Errichtung von Nebengebäuden bis zu einer 

Grundrissfläche von 50m2 zulässig.  
 

7.2. In der offenen und gekuppelten Bebauungsweise ist, sofern nicht anders im Bebauungsplan 
eingetragen, für Hauptgebäude ein vorderer Bauwich von 3m zur Straßenfluchtlinie 
einzuhalten. 

 
8. NIVEAU DES BAUPLATZES 
8.1 Veränderungen des Geländes im Bauland sind unter folgenden Bedingungen zulässig:  
 a. als Ausgleich geringfügiger Unebenheiten im generell bestehenden Geländeverlauf, 
 b. als Niveauveränderungen auf Straßenniveau im vorderen Bauwich bis zu einer Breite von 

6m auch bis an die seitlichen Grundstücksgrenzen und einer max. Höhe von 1,8m, 
 c. als Anschüttungen auf den übrigen Flächen, wobei diese an keinem Punkt mehr als 1,0m 

über die bestehende Höhenlage des Geländes (Bezugsniveau gemäß NÖ-Bauordnung 2014) 
ragen dürfen, 

 d. als Anschüttungen mit senkrechten Stützmauern mit geschlossener Oberfläche an die 
seitlichen und hinteren Grundstücksgrenzen heran, wobei die Stützmauer an keinem Punkt 
mehr als 1,8m über die bestehende Höhenlage des Geländes (Bezugsniveau gemäß NÖ-
Bauordnung 2014) ragen dürfen. Die Anschüttungen selbst dürfen max. 1,0m betragen 

 e. als Anschüttungen mit geneigtem Böschungswinkel an die seitlichen und hinteren 
Grundstücksgrenzen bis 1,0m heran und einer maximalen Neigung 
von 2:4 (H:B)  

 f. Steinwürfe dürfen höchstens 75° steil sein. Der Fuß eines Steinwurfs muss mindestens 
1,0m von der Grundgrenze entfernt sein und dürfen samt Anschüttung höchstens 1,0m 
hoch sein. 

9.A. BESTIMMUNGEN ÜBER EINEN ERHÖHTEN BAULICHEN SCHALLSCHUTZ 
Bei mit der Bezeichnung „LS“ (Lärmschutz) im Bebauungsplan gekennzeichneten 
Wohnbaulandflächen ist im Zuge der Schaffung von Wohneinheiten durch geeignete 
Maßnahmen für jene Außenbauteile, die in Richtung der Bahntrasse liegen, für einen 
erhöhten Schallschutz zu sorgen. Weiteres darf die Ausrichtung von Hauptfenstern von 
Aufenthaltsräumen nicht in Richtung der Bahntrasse erfolgen. 
 

9.  BEGRÜNTE DÄCHER, FASSADEN UND KFZ-STELLPLÄTZE 
9.1 Begrünte Dächer 
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 9.1.1. Bei Neu-, Zu- und Umbauten von Bauwerken mit Flachdächern (Dachneigung <7°) ist 
eine Begrünung der gesamten Dachflächen vorzusehen. Ausgenommen sind jene Teile der 
Dachflächen, die für die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen genutzt werden. 

 25% der Gesamtdachfläche von Hauptgebäuden darf als Dachterrasse ausgebildet werden. 
Ausgenommen von der Berechnung sind Wintergärten mit Glasdeckung. 

 

 9.1.2. Begrünung von Dächern bei bestehenden Gebäuden:  
 Ist bei einem Bestandsgebäude, ausgenommen Gebäude im seitlichen und hinteren Bauwich, 

die maximal zulässige Gebäudehöhe bereits ausgeschöpft, darf bei der Errichtung der 
Dachbegrünung die festgelegte höchstzulässige Gebäudehöhe um das erforderliche Ausmaß 
der Konstruktionshöhe, jedoch nicht mehr als 1 Meter, überschritten werden, wobei die 
Belichtung von bestehenden, bewilligten Hauptfenstern bzw. von Hauptfenstern zulässiger 
Gebäude auf Nachbargrundstücken nicht beeinträchtigt werden darf. 

 
9.2 Begrünte Fassaden 
 9.2.1. Alternativ zu begrünten Dachflächen können bei Neu- und Zubauten von 

Wohngebäuden mit mehr als 4 Wohneinheiten pro Bauplatz zumindest 20% der 
Fassadenfläche jedes Gebäudes begrünt werden. Ausgenommen von dieser Bestimmung 
sind ortsbildprägende Gebäudefronten in Schutzzonen. 

 
 9.2.2. Die zu begrünende Fläche darf auf mehrere Teilflächen an der Fassade aufgeteilt 

werden. Eine einzelne Begrünungsfläche ist jedoch nur dann anrechenbar, wenn sie 5% der 
Fassadenfläche nicht unterschreitet. 

 
 9.2.3. Fensterflächen dürfen nicht zur Fassadenbegrünungsfläche gemäß Punkt 9.2.1. 

gerechnet werden. 
 
 9.2.4. Die Begrünung der Fassaden kann sowohl durch eine bodengebundene als auch durch 

eine wandgebundene Begrünung erfolgen und ist automatisch zu bewässern. 
 

 9.2.5. Fassadenbegrünungen sind nach den gültigen Regeln der Technik auszuführen, zu 
pflegen und in einem vitalen Zustand zu erhalten. 

 Erforderliche Pflegemaßnahmen sind bereits in der Planung zu berücksichtigen. 
 
 9.2.6. Bei Bauwerken ab der Gebäudeklasse 3 ist ein brandschutztechnisches Gutachten zur 

Fassadenbegrünung vorzulegen. 
 

9.3 Begrünte KFZ-Stellplätze 
 9.3.1. Bei der Errichtung und Umgestaltung von KFZ-Stellplätzen muss zwischen den 

Stellplatzflächen und den Fahrgassen bzw. den Grundstücksein- und Ausfahrten eine 
gestalterische Trennung der Oberflächen erfolgen. Für die Stellplatzflächen sind sickerfähige 
Oberflächen herzustellen. 

 
 9.3.2. Bei der Neuanlage und Umgestaltung von nicht überdeckten Parkplätzen mit mehr als 

4 KFZ-Stellplätzen müssen Bäume mit einem Stammumfang von min. 15-18cm (gemessen in 
1m Höhe, Hochstamm) und einer Baumscheibe von mindestens 6 m², bei einer 
Mindestbreite von 2 m, oder einer alternativen Maßnahme für die Absicherung einer 
ausreichenden Feuchtigkeitszufuhr, gepflanzt werden. 
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Diese Bäume sind nach den gültigen Regeln der Technik zu pflanzen, zu pflegen und in einem 
vitalen Zustand zu erhalten. 
 
Die Mindestanzahl der zu pflanzenden Bäume wird wie folgt festgelegt: 

5 bis  8 Stellplätze …… 1 Baum 
9 bis 12 Stellplätze ….. 2 Bäume 
13 bis 16 Stellplätze … 3 Bäume 
… für jede weiteren 4 Stellplätze ist für jede volle und angefangene Einheit ein weiterer 
Baum zu pflanzen. 

Die Bäume müssen derart angeordnet werden, dass eine Beschattung der befestigten 
Flächen des Parkplatzes erreicht werden kann. 

 
10. UNVERSIEGELTE FLÄCHEN (keine Abdeckung des Bodens mit einer wasserundurchlässigen Schicht) 

10.1. Unversiegelte Flächen sind Teile von Bauplätzen in denen jegliche bauliche Anlagen 
unzulässig sind. Ausgenommen sind unterirdische Bauwerke, deren Oberkante mindestens 
1 m unter der bewilligt veränderten Höhenlage des Geländes liegt. 

 
10.2. Pro Bauplatz müssen zumindest 50% der nicht mit Haupt- und Nebengebäuden 

bebaubaren Flächen des Bauplatzes begrünt (z.B.: Wiesen und Rasenflächen, bepflanzte 
Flächen, Beete, Bewuchs, …) werden. Ausgenommen davon sind Fahnenzufahrten. 

 

10.3. Das Ausmaß von eventuell begrünten Dachflächen (Flachdächer und Steildächer) mit einer 
zumindest 20cm starken Substratschicht kann auf das zulässige Ausmaß der versiegelbaren 
Fläche des Bauplatzes angerechnet werden. 

 

10.4. Ist bei vor dem 01.01.2022 baubehördlich bewilligten Gebäuden ein Zu- oder Umbau 
geplant und kann das Ausmaß der unter Punkt 10.2 vorgegebenen unversiegelten Fläche 
aufgrund der bereits konsensgemäß bestehenden versiegelten Flächen nicht erreicht 
werden, so ist für jeweils angefangene 50 m², welche dieses Ausmaß überschreiten, 1 Baum 
gemäß Punkt 9.3.2 zu pflanzen, durch welchen eine Beschattung der versiegelten Fläche 
gewährleistet wird. 

 
§ 5 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
Entscheidung: 
Dafür:  
Dagegen: 
Enthaltungen:  
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Zu Top 05 - Nachträgliche Beschlussfassung von Vertrag: Annex zum 
„Kooperationsvertrag Themenmanagement“  
SACHVERHALT: (vorbereitet GR Ing. Woletz /V. Passin) 
Bereits seit 1999 ist die Stadtgemeinde Pressbaum bemüht den Tourismus mit 

verschiedensten Marketingmaßnahmen zu unterstützen. So wurde z. B. im Jahr 1999 ein 

Vertrag „Mountainbike Wienerwald“ mit Tourismusregion Wienerwald GmbH 

abgeschlossen. Als die Tourismusregion Wienerwald GmbH aufgelöst wurde, wurde ein 

neuer Vertrag „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ im Dezember 2011 

(Vertragsbeginn 1.1.2012) mit der neugegründeten Wienerwald Tourismus GmbH 

(WTG) abgeschlossen (GR-Beschluss vom 13.12.2011). Dieser Vertrag wurde mit einer 

Gültigkeit von 3 Jahren abgeschlossen und wird automatisch jeweils um weitere 3 Jahre 

verlängert. 

D.h., dass mit 1.1.2024 eine automatische Vertragsverlängerung von 

„Kooperationsvertrag Themenmanagement“ um weitere 3 Jahre stattgefunden hat und 

die Stadtgemeinde Pressbaum bis Ende Juni 2026 überlegen soll, ob sie die 

Zusammenarbeit mit Wienerwald Tourismus GmbH verlängern möchte und wie es mit den 

MTB-Strecken weitergehen soll. 

Die im „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ vereinbarten Leistungen betreffen 

die Umsetzung von touristischen Marketingmaßnahmen hinsichtlich eines oder mehrerer 

touristischer Themenschwerpunkte. Dieser Kooperationsvertrag enthält die Kosten für das 

Bonuspaket Bronze und einen Zuschlag für MTB Ortsklasse I in der Höhe von 300,- EUR 

(beschlossene Kosten für Bronze Paket: EUR 1.500,- excl. Ust; Kosten für 2023 jedoch: 

EUR 1.268,40). Der Zuschlag für MTB in der Höhe von EUR 300,- wird seit 2019 bzw. seit 

dem Abschluss von Annex zum „Kooperationsvertrag Themenmanagement – 
Mountainbike neu im Wienerwald“ nicht mehr verrechnet, da es im Rahmen des 

Projektes „Mountainbiken neu im Wienerwald“ verrechnet wird. 

Als Ergänzung zum o.g. „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ wurde Ende 2018 

(Vertragsbeginn 1.1.2019) der Vertrag Annex zum „Kooperationsvertrag 
Themenmanagement“ – Mountainbike neu im Wienerwald (als Bestandteil des 

Kooperationsvertrages zwischen WTG und Stadtgemeinde Pressbaum) in der GR-Sitzung 

am 24.10.2018 unter Top 8 behandelt.  Im Antrag an den GR wurde der Vertrag Annex 
zum „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ nicht vollständig beschlossen: 
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Abbildung 1: Ausschnitt des unvollständigen Antrages an den  GR vom 24.10.2018 
Top 8 

Daher soll mit diesem Sachverhalt der gefasste Beschluss korrigiert werden und eine 

nachträgliche Beschlussfassung für den Vertrag Annex zum „Kooperationsvertrag 
Themenmanagement – Mountainbike neu im Wienerwald“ erfolgen. Die im Annex 
zum „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ – Mountainbike neu im 
Wienerwald vereinbarten Kosten wurden im NVA 2024 mit EUR 7.500,- berücksichtigt 

(HHkto. 1/771000-757000 Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck). 
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Zur Erinnerung: „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ beschlossen in der 
GR-Sitzung vom 13.12.2011 (automatische Vertragsverlängerung um 3 weitere Jahre 
fand am 1.1.2024 statt) 
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Eine einstimmige positive Empfehlung des Ausschusses für Kultur & Tourismus vom 

11.6.2024 liegt vor. 

 

Wortmeldungen: Vizebgm. Polzer, GR Ing. Woletz, GR Dr. Großkopf, GR Heuböck, 
GR Ing. Pintar,  
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Gegenantrag:  
Dieser Sachverhalt soll im zuständigen Ausschuss nochmals behandelt werden. Es sind 

Fragen aufgetaucht wie die Zusammensetzung der Kosten und welchen nutzen die 

Stadtgemeinde Pressbaum durch diese Kooperation hat.  

Dies soll im nächsten GR im Herbst beschlossen werden.  

Entscheidung: 
Dafür: Einstimmig 
 

GR Ing. Woletz stellt den 

ANTRAG:  
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge einer nachträglichen 

Beschlussfassung des vorliegenden Vertrages Annex zum 
„Kooperationsvertrag Themenmanagement“ – Mountainbike neu im 
Wienerwald aus dem Jahr 2018 (Vertragsbeginn 1.1.2019) und den darin 

vereinbarten Kosten für die Instandhaltung und Verbesserung des MTB-

Streckennetzes zustimmen. Die Vertragsdauer unterliegt allen in 

„Kooperationsvertrag Themenmanagement“ aus dem Jahr 2011 vertraglich 

vereinbarten Bedingungen: es hat also eine Gültigkeit von 3 Jahren mit einer 

automatischen Verlängerung jeweils um weitere 3 Jahre, falls 6 Monate vor 

Vertragende der Vertrag nicht gekündigt wird. 

Die im Annex zum „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ – 
Mountainbike neu im Wienerwald vereinbarten Kosten wurden im NVA 2024 mit 

EUR 7.500,- berücksichtigt (HHkto. 1/771000-757000 Transfers an private 

Organisationen ohne Erwerbszweck). 
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Nachträglich zu beschließender Vertrag:  

Annex zum „Kooperationsvertrag Themenmanagement“ – Mountainbike neu im 

Wienerwald“ aus dem Jahr 2019 
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Zu Top 06  – Gebühren 2024/2025  
Sachverhalt: (StR Naber MA MSc) 
 
Es ist Handlungsbedarf im Hinblick auf Top 18 der Gemeinderatssitzung vom 29.03.2023 

zur befristeten Aussetzung der Gebührenerhöhung gemäß Grundsatzbeschluss GR 

19.05.2015 Top 2 vorhanden. Das Kostenrechnungs-Modul der Fa. Gemdat wurde im 

NVA 2024 nicht budgetiert. Ergänzend sei erwähnt, dass der Voranschlag 2024, bzw. der 

NVA 2024 keine Erhöhung berücksichtigt. Wie bereits unter Top 2 erwähnt, liegt keine 

aktuelle Berechnung des Bauamtes vor. Zuletzt wurden +3,25% zwischen 09/2022 und 

10/2023 vom Bauamt errechnet. 

Kostenüberschreitungen können sich bei Rechnungen von Dienstleistern ergeben und 

müssen von der Gemeinde getragen werden. Zur Bewahrung der Rechtssicherheit wird 

eine Verlängerung der befristeten Aussetzung vorgeschlagen.  

Mögliche Zeitpunkte für Erhöhungen Kanalbenützungsgebühren zum 1. jeder 

Quartalsvorschreibung: 1.1., 1.4., 1.7., 1.10. 

Möglicher Zeitpunkt für Erhöhung Wasserbezugsgebühren: mit der Wasserabrechnung 

1.4. jeden Jahres. 

 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17.06.2024 eine einstimmige Empfehlung 
abgegeben. 
 
StR Naber MA MSc stellt den 
Antrag:  
Der Gemeinderat möge den Beschluss der Gebührenerhöhung gemäß 

Grundsatzbeschluss GR 19.05.2015 Top 2) bis zur Finalisierung einer Alternative in der 

Anwendung befristet bis zur Abrechnung des 31.03.2025 aussetzen. 

 
Wortmeldungen: StR Gruber,  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 07 - EVN Wärme GmbH Tarifangebot 
Sachverhalt (vorbereitet von GR Ing. Strombach/Mag.a Schindlecker):  

Mit Schreiben vom 26.04.2024 hat die EVN Wärme GmbH als exklusiver Anbieter neue 

Wärme Tarife bezgl. der Objekte Hauptstraße 58, Hauptstraße 77 und Franz Gugerell 

Gasse 1 angeboten. 

Die neuen Tarife und allgemeinen Bedingungen können bis 30. Juni 2024 beansprucht 

werden (siehe nachfolgende Übersicht), sind unbefristet und jederzeit kündbar 

 

 
 
Bedeckung gegeben unter Kontierung:  

Hauptstraße 58: 1/010100-600001 

Hauptstraße 77: 1/211000-600001 

Franz Gugerell-Gasse: 1/380000-600001 

 
 
 
Wortmeldungen: Vizebgm. Polzer, StR DI Brandstetter, StR Gruber, GR Strombach, 
GR DI Schoder, GR Ing. Ded, StR Naber MA MSc,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Volksschule, Hauptstraße 77 Geschätzter Verbrauch in kWh Tarif neu in €/kWh Tarif aktuell in €/kWh Differenz
267 000 € 0,1160 € 0,1283

€ 30 972,00 € 34 256,10 € 3 284,10

Grundpreis in € pauschal neu Grundpreis in € pauschal aktuell
€ 6 400,00 € 5 466,25 € 933,75

Ersparnis pro Jahr ca. € 2 350,35

Hauptstraße 58 57900 € 0,1305 € 0,1578
€ 7 555,95 € 9 136,62 € 1 580,67

€ 8 200,00 € 6 697,52 € 1 502,48

Ersparnis pro Jahr ca. € 78,19

Franz Gugerell-Gasse 1 84700 € 0,1160 € 0,1283
lt Re 01.11.2022-31.10.2023: 0 € 9 825,20 € 10 867,01 € 1 041,81

€ 5 000,00 € 4 312,09 € 687,91

Ersparnis pro Jahr ca. € 353,90
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Es liegt eine positive Empfehlung des entsprechenden Ausschusses vom 06.06.2024 

vor.  

 

GR Ing. Strombach stellt den 

Antrag an den Gemeinderat 
der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge die nachstehenden EVN Wärme 

Tarif Angebote annehmen. 

 

Bedeckung gegeben unter Kontierung:  

Hauptstraße 58: 1/010100-600001 

Hauptstraße 77: 1/211000-600001 

Franz Gugerell-Gasse: 1/380000-600001 
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1. Hauptstraße 58 
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2. Hauptstraße 77 
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3. Franz Gugerell Gasse 1 
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Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Enthaltungen: StR DI Brandstetter 
Mehrheitlich angenommen 
 
 
zu Top 08 – KIGA 1 Sanierung – Umbuchung Mehrkosten 
Sachverhalt (vorbereitet von StR S. Stejskal / M. Riedinger) 

KIGA 1 – Sanierung Fassade und Fenster neu. 

Auf Grund der Tatsache, dass das erste Leistungsverzeichnis v. Arch. Ertl zum Teil nicht 

vollständig war, entstehen dazu erhebliche Mehrkosten in der Höhe von  

€ 29.611,53 netto. 

Diese setzen sich wie folgt zusammen:  

Fenster, Außenjalousien, Elektriker Arbeiten, Spengler Arbeiten sowie 1 Klimagerät. 

Dazu ist es notwendig, eine Umbuchung in der Höhe von € 30.000,00 vom HH-Konto 

5/240021-010000 auf das HH-Konto 5/240011-010000 durchzuführen. 

 

Eine Bedeckung wäre dann dazu unter der HHSt 5/240011-010000, gegeben. 

 

Eine Ausschussempfehlung wurde nicht abgebeben, da die Ausschussvorsitzende StR S. 

Stejskal den Sachverhalt als Bericht vorgetragen hat. 

 

StR S. Stejskal stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der notwendigen Umbuchung in der Höhe von € 30.000,00 vom 

HH-Konto 5/240021-010000 auf das HH-Konto 5/240011-010000 zustimmen. 

Wortmeldungen: StR Gruber,  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
StR S. Stejskal stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Mehrkosten in der Höhe von € 29.611,53 netto zustimmen. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 9: Projekte mit der EEG 

Sachverhalte: (vorbereitet von GR Kurt Heuböck/ S. Berndt) 

Die Energiegenossenschaft Pressbaum eGen ist voraussichtlich ab 1. Juli 2024 in der 

Lage, Strom von Photovoltaikanlagen von Mitgliedern der Energiegenossenschaft zu 

beziehen und diesen an Mitglieder zu liefern. Als Mitglieder der Genossenschaft hat die 

Stadtgemeinde Pressbaum die Möglichkeit, ab diesem Zeitpunkt überschüssigen Strom 

der PV-Anlage auf dem Rathaus und dem Kindergarten 2 an die Energiegenossenschaft 

zu verkaufen. 

Ebenso wie die Stadtgemeinde für das Rathaus, die Volksschule, die NMS und die beiden 

Kindergärten Strom von der EEG beziehen kann. 

 

Punkt 1 – Liefervereinbarung 
Der Punkt Liefervereinbarung betrifft den Verkauf von mittels der PV-Anlagen auf dem 

Rathaus und dem Kindergarten 2 erzeugtem Strom an die Energiegenossenschaft. 

 

Die Lieferverträge für die beiden Photovoltaikanlagen wurden durch Naturkraft gekündigt. 

In der Sitzung des Gemeinderats vom 20.03.2024 wurde dies dem Gemeinderat zur 

Kenntnis gebracht. Unabhängig von einer Liefervereinbarung mit der 

Energiegenossenschaft ist trotzdem ein neuer Abnahmevertrag mit der OeMAG 

notwendig, da die EEG nur dann Strom abnehmen kann, wenn sie gleichzeitig auch an 

einen anderen Verbraucher liefert. Für jenen Strom, den die Genossenschaft nicht 

abnehmen kann, muss eine Liefervereinbarung mit einem anderen Abnehmer 

abgeschlossen werden. 

 

GR Kurt Heuböck stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Vereinbarung über Bestand und Nutzung einer 

Energieerzeugungsanlage (Liefervereinbarung) zwischen der Energiegenossenschaft 

Pressbaum eGen und der Stadtgemeinde Pressbaum zustimmen. 

Die Vereinbarung gilt bis auf Widerruf und kann zukünftig um weitere 

Energieerzeugungsanlage ergänzt werden. 
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Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

55 
 
 
 

 

Punkt 2 – Energie- und Leistungsbezugsvereinbarung 
Der Punkt Energie- und Leistungsbezugsvereinbarung betrifft den Einkauf von Strom von 

der Energiegenossenschaft. 

Laut der letzten Abrechnung vom 30.04.2024 der Naturkraft Energievertriebsgesellschaft 

liegt der derzeitige Einkaufspreis der Stadtgemeinde Pressbaum bei 21,15 Cent (inkl. Ust) 

pro kWh. 

 

 
Die Kosten bei einem Einkauf über die Energiegenossenschaft liegen bei 14,28 Cent (inkl. 

Ust) pro kWh. Zusätzlich ist das Netzentgelt um 27 % niedriger als bei einem regulären 

Stromanbieter, die Elektrizitätsabgabe und der EAG Förderbetrag sind für über eine EEG 

bezogenen Strom nicht zu leisten. Daraus resultieren ca. 2 Cent/kWh Einsparung für den 

Stromanteil über die Energiegenossenschaft. 

 

GR Kurt Heuböck stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Energie- und Leistungsbezugsvereinbarung 

(Bezugsvereinbarung) zwischen der Stadtgemeinde Pressbaum und der 

Energiegenossenschaft Pressbaum eGen zustimmen. 

Die Vereinbarung gilt bis auf Widerruf und kann zukünftig um weitere Verbrauchsanlagen 

ergänzt werden. 

 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

56 
 
 
 

 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

57 
 
 
 

 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

58 
 
 
 

 
 

Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 10 - PV-Anlage NMS 

Sachverhalte: (vorbereitet von GR Kurt Heuböck/ S. Berndt) 

Am Dach der NMS Pressbaum soll eine Photovoltaik-Anlage installiert werden, um die 

hohen Energiekosten der Mittelschule zu senken. 

 

Punkt 1 - Netzzugangsvertrag 
Um eine PV-Anlage in der Größe, wie sie für die NMS geplant ist (90 – 100 kWp), in Betrieb 

nehmen zu dürfen, ist ein Netzzugangsvertrag notwendig. 

Die Netzzugangsvereinbarung stellt sicher, dass der gewonnene Strom aus der PV-Anlage 

ins öffentliche Stromnetz eingespeist werden kann bzw. dass genügend Netzkapazität 

vorhanden ist, um die zusätzliche Strommenge aufnehmen zu können. Daher ist der 

Netzzugangsvertrag notwendig, noch bevor eine PV-Anlage geplant wird. 

 

Kosten: 

einmalig € 1.500,-- pauschales Netzzutrittsentgelt 

 

GR Kurt Heuböck stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Netzzugangs-Vereinbarung mit der Netz NÖ GmbH für die 

geplante Photovoltaikanlage auf der NMS zustimmen. 

Kosten: € 1.500,-- einmalig 

 

Verbuchung: 5/212020-010000 
Bedeckung: gegeben 
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Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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Punkt 2 – Miet- und Dienstbarkeitsvertrag Dachflächen 
Sachverhalte: (vorbereitet von GR Kurt Heuböck/ S. Berndt) 

Die PKomm – Pressbaumer Kommunal GmbH ist Eigentümerin des Grundstücks und des 

Gebäudes der NMS Pressbaum, Fünkhgasse 45a. Damit die Stadtgemeinde die 

Dachflächen der NMS für die Errichtung einer PV-Anlage nutzen kann, ist ein Miet- und 

Dienstbarkeitsvertrag zwischen der PKomm und der Stadtgemeinde für diese Dachflächen 

notwendig. Dieser entspricht im Wesentlichen jenem Vertrag zwischen der Stadtgemeinde 

und der PKomm über die Nutzung der Dachflächen des neuen Feuerwehrhauses für die 

PV-Anlage der PKomm. 

Das jährliche Mietentgelt für die Dachflächen des neuen Feuerwehrhauses beträgt € 0,15 

(inkl. USt) pro m², somit für die gesamte vermietete Dachfläche von 527,41 m² € 80,00 inkl. 

USt pro Jahr. 

Die Dachflächen der NMS setzen sich zusammen aus: 471,75 m² Flachdach über dem 

Turnsaal und 315,48 m² über dem Zubau Direktionstrakt, gesamt also 787,23 m². bei 

einem Mietengelt von € 0,15 inkl. USt pro m² pro Jahr sind dies € 118,08 inkl. USt pro Jahr. 

Daher ist auch eine größere PV-Anlage möglich. Während die PV-Anlage über dem 

Feuerwehrhaus über eine Leistung von 77 kWp verfügt, ist für die Anlage auf der NMS 

eine Leistung von 90 kWp geplant. 

 
GR Kurt Heuböck stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge den nachstehenden Vertrag zwischen der PKomm – Pressbaumer 

Kommunal GmbH und der Stadtgemeinde Pressbaum bezüglich der Vermietung der 

Flachdach-Dachflächen der NMS Pressbaum zur Installation einer PV-Anlage 

beschließen. 

Das für die Installation notwendige statische Gutachten wurde bereits in Auftrag gegeben 

(Beschluss des Gemeinderats vom 23.05.2024, TOP 14), liegt zum derzeitigen Zeitpunkt 

jedoch noch nicht vor. Sollte dieses ein positives Ergebnis für die Installation der PV-

Anlage ergeben, wird eine Unterzeichnung des Vertrages durch die beiden 

Vertragspartner in die Wege geleitet. 

 

Das statische Gutachten wird in der nächsten Sitzung des Gemeinderats zur Kenntnis 

gebracht und der unterfertigte Vertrag zur Einsicht vorgelegt. 
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Sollte das statische Gutachten nicht entsprechend ausfallen, ist eine Anpassung und 

Überarbeitung bzw. keine Unterfertigung durchzuführen. 
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Wortmeldungen: GR Niemeczek BSc,  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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Punkt 3 – Beauftragung PV-Anlage 
Sachverhalte: (vorbereitet von GR Kurt Heuböck/ S. Berndt) 

In der Gemeinderatssitzung vom 23.05.2024 unter TOP 14 wurde die Firma im-plan-tat mit 

der Durchführung der Ausschreibung für die neue PV-Anlage auf der NMS beauftragt. 

 

Folgende Firmen wurden zur Ausschreibung eingeladen: 

• Haustechnik Hochrieder GmbH, Sieghartskirchen 

• Schmidberger Elektroinstallations GesmbH, Tulln 

• Wallner Johann Elektroanlagen, Altlengbach 

• Raiffeisen Lagerhaus, Neulengbach 

• Schabschneider GmbH, Pressbaum 

• Elektro Heinrich, Untertullnerbach 

• EM4 GmbH, Pressbaum 

 

Bis zum Ende der Angebotsfrist haben lediglich die Firma Schabschneider und die Firma 

EM4 ein Angebot abgegeben. 

Da die Angebote jeweils eine unterschiedliche Belegung der Dächer vorsehen, wurde für 

den Preisvergleich der Preis pro kWp netto herangezogen. 

• Fa. Schabschneider: € 913,25 / kWp netto 

• Fa. EM4: € 909,89 / kWp netto 

 

Laut Empfehlung der Firma im-plan-tat ist das Angebot der Firma EM4 zu bevorzugen, da 

dies einerseits das günstigere Angebot ist, andererseits im Angebot der Firma 

Schabschneider ein Wechselrichter von Huawei enthalten ist, während die Firma EM4 zwei 

Fronius Wechselrichter integriert hat. 

 

Für folgende Förderungen soll angesucht werden: 

• KIP 

• NÖ Schul- und Kindergartenfonds 

• Klimaschutz in Gemeinden - Land NÖ 

• EAG Investitionszuschuss 
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GR Kurt Heuböck stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge die Errichtung einer PV-Anlage auf dem Dach der NMS 

Pressbaum zustimmen. 

Kosten: € 99.267,30 inkl. USt 
Verbuchung: 5/212020-010000 
Bedeckung: gegeben 
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Wortmeldungen: StR Gruber, GR Heuböck, GR Schoder,  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 11 – Rückbau FF Rekawinkel 
Sachverhalt (vorbereitet Vizebgm. J. Polzer/ E. Wiesböck) 
Für den Rückbau des FF Gebäudes in Rekawinkel liegt nun ein Planungsangebot von 
Herrn DI Kitter vor. Die Kosten belaufen sich auf 1920€ brutto. Die Umsetzung dieser 
Planung ist im Zuge der schon beschlossenen Vereinigung der Grundstücke bei der FF 
Rekawinkel notwendig. 

 
 
Vizebgm. Jutta Polzer stellt den 
Antrag: 
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Der Gemeinderat möge die Beauftragung von DI Kitter bezüglich der nachträglichen 
Einreichung des Nebengebäudes und einer Planung einer neuen Fahrzeughalle bei der 
FF Rekawinkel in der Höhe von € 3.360,-- brutto beschließen. 
 
Bedeckung: 1/163002-754 (lt. Stand: 21.06.2024: 10.000€ vorhanden) 
 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
 
Zu Top 12 – Postpartner/Postbox 
Sachverhalt (vorbereitet von Vizebgm. J. Polzer, E. Wiesböck): 
Postpartner: 
Der Postpartner soll weiterhin mittels Auftrags der Stadtgemeinde Pressbaum durch die 
Pkomm bis zum 31.03.2025 betrieben werden. Untenstehend das aktualisierte Angebot 
der PKomm. Die Konditionen verändern sich gegenüber dem bestehenden Auftrag nicht. 
Eine personelle Unterstützung durch die Stadtgemeinde Pressbaum für den Betrieb des 
Postpartners kann, wie im Angebot angeführt, nicht durch die Stadtgemeinde Pressbaum 
gestellt werden (kein Dienstposten im Dienstpostenplan vorhanden). 
Beilage: Angebot PKomm (Nr. 2024/010) 
 
Vizebgm. Jutta Polzer stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge die PKomm mit der 
Weiterführung des Postpartners bis 31.03.2025, analog zum GR Beschluss von 
15.02.2024 Top 2 sowie Bericht in der GR Sitzung vom 20.03.2024 Top 19 beschließen. 
 
Bedeckung und Verbuchung:1/680-728 (Postpartner- Entgelte für sonstige Leistungen) 
 
Wortmeldungen: StR Gruber, Vizebgm. Polzer, StR Scheibelreiter, Bgm. Schmidl-
Haberleitner, GR Ing. Ded,  
 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Enthaltung: Fraktion Wir, Fraktion SPÖ und GR Renner,  
Mehrheitlich angenommen 
 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

87 
 
 
 

 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

88 
 
 
 

 
 



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

89 
 
 
 

 
  



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

90 
 
 
 

 
  



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

91 
 
 
 

 
  



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil  
 
 

92 
 
 
 

 
Postbox: 
Im Zuge der Eröffnung des Post Partners durch die PKomm kam ergänzend die 
Überlegung eine 24/7 Poststation im Ortsgebiet der Stadtgemeinde Pressbaum zu 
errichten. Nach einer Kontaktaufnahme mit Herrn Sipötz von der österreichischen Post 
AG wurden die Präsentationsunterlagen übermittelt. Ergänzend wurde von ihm berichtet, 
dass es von der österreichischen Post AG auch sehr gegrüßt werden würde, wenn im 
Bereich zwischen Klostergasse und Hauptstraße 72 eine solche Station ihren Platz 
finden könnte. Laut einer Auskunft der Post AG muss seitens der Stadtgemeinde für eine 
solche Installierung ein befestigter Untergrund gemäß der Grundfläche, etwa 2,5m x 1m, 
sowie eine Stromanschluss bereitgestellt werden. Die Post würde dann für diese 
Grundfläche eine Miete zahlen und die Betriebskosten dieser Poststation übernehmen. 
Bezüglich Platzierung im Ortsgebiet sich ein Standort beim momentanen Postpartner 
beim alten FF Haus, Hauptstraße 70 3021 Pressbaum anbieten. Bei so einer Poststation 
können sowohl Pakete als auch Briefe abgeholt und aufgegeben werden. 
Beilage: Infopräsentation der Post AG  
 
Vizebgm. Jutta Polzer stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge beschließen, dass die Post AG 
mit der Aufstellung einer 24/7 Postbox bei der Hauptstraße 70 in 3021 Pressbaum (altes 
FF Haus) beauftragt werden soll. 
Der Betrieb der Station wird von der Post AG durchgeführt. Die Stadtgemeinde 
Pressbaum sollten dadurch, laut momentanen Stand, keine Kosten entstehen. 
 
Wortmeldungen: GR Heuböck, GR Ing. Ded, Vizebgm. Polzer, StR Naber MA MSc, 
StR Auer,  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Enthaltung: Fraktion SPÖ,  
Mehrheitlich angenommen 
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Zu top 13 – Auftragsvergabe DI Denk – Digitaler Leistungskataster 
Sachverhalt: (vorber. Vizebgm.Burtscher / Werner Dibl): 

Es wäre 2024/2025 der digitale Leitungskataster fertig zu stellen. Die Fertigstellung 
wurde immer wieder aufgeschoben. Die Frist Ende 2025 ist eine Forderung des Landes 
NÖ und von deren Erledigung stehen zukünftige Förderungen bei ABA und WVA in 
Abhängigkeit. 
Die diesbezüglichen Ingenieursleistungen wären zu vergeben. Es liegen 3 Angebote vor 
(jeweils Nettosummen, exkl.Ust.): 
 
- IBL Ziviltechniker GmbH     166.375,00 € 

- Steinbacher + Steinbacher ZT GmbH   153.500,00 € 

- Ingenieurbüro Denk GmbH     141.625,00 € 

 
Das Büro Denk machte auch die ersten beiden Abschnitte. 
 
Es ist nunmehr beabsichtigt, die Fertigstellung des digitalen Leitungskatasters zu 
beauftragen. Vorweg die Ingenieurleistungen, im Anbot ist die Leistung für die 
Erstellung des förderfähigen Leitungskataster beschrieben. 
 
ABA Umfang: 25.000 lfm Kanalleitungen und 950 Anschlussleitungen, 
WVA Umfang: Leitungskataster Wasserleitung 30.000 lfm 
Kosten: 141.625,00 € 
 
Folglich gelangt die gesamte ABA und WVA in Darstellung eines digitalen 
Leitungskatasters. Für 2024 sollen die ergänzenden Dienstleistungen für die 
Kanalreinigung und der Kamerabefahrungen ausgeschrieben werden, eine 
diesbezügliche Vergabe soll dann per 1.1.2025 (Budget u VA 2025) erfolgen. Je nach 
finanzieller Lage hat die Restfinanzierung allenfalls mit einem neu zu vergebenden 
Darlehen zu erfolgen. Das gegenständliche Vorhaben ist im mittelfristigen Finanzplan 
mit einer Gesamtsumme von € 340.000 ausgewiesen. 
 
Die Bedeckung setzt den GR-Beschluss des NVA 2024 voraus und wäre damit unter 
5/851240-070000 ABA digitaler Kataster gegeben. 
 
Beilagen: 
Anbot Denk 
Anbot Steinbacher 
Anbot IBL 
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Ausschussempfehlung vom 13.02.2024 EINSTIMMIG 

 
Vizebgm.in Burtscher stellt den  
Antrag:  
der GR möge die Ingenieurbüro Denk GmbH mit der Erstellung des digitalen Katasters für 
restliche ABA und WVA der Stadtgemeinde mit der Projektbezeichnung ABA BA 103 
beauftragen. Diesbezügliches Angebot vom 11.12.2023 in der Höhe von EUR 141.625,00 
exkl.Ust. liegt vor.  
 
Die Bedeckung ist gegeben (positiver GR-Beschluss zum NVA 2024 vorausgesetzt): 
Verbuchung unter der HH-Stelle:  
5/851240-070000 ABA digitaler Kataster  
Die Differenz von EUR 11.625 zu den vorgesehenen EUR 130.000 gg.über dem Angebot 
soll mit der Finanzierung im VA 2025 bedeckt werden. 
 
In der GR-Sitzung am 26.06.2024 wurde die HH 5/851240-070000 ABA digitaler Kataster  
abgefragt und es sind mit Stand von 26.06.2024 € 232.000,-- vorhanden.  
 
Wortmeldungen: StR Gruber, StR Naber MA MSc, GR DI Schoder,  
 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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zu top 14 - Dachsanierung gemeindeeigener Häuser 
Sachverhalt (vorbereitet von GR Ing. Strombach/Peter Svoboda):  

In der Ausschusssitzung vom 26.2.2024 wurde dem Stadtrat empfohlen, die 

Hausverwaltung PKomm zu beauftragen, für das Rathaus, Hauptstraße 58, und das alte 

Asfinag-Gebäude, Hautstraße 115b, 3 alternative Angebote entsprechend der 

sicherheitstechnischen Vorgaben der AUVA einzuholen. 

Diese liegen nunmehr wie folgt (siehe nachfolgende Übersichtsseite und folgend) vor.  

Frau Lausecker legt dabei Wert auf den Umstand, dass keine homogenen Kosten-

voranschläge anhand der gesetzlichen Vorgaben vorliegen, sondern  

(a) unterschiedliche Sicherungssysteme (Seil (Schmitzer) versus Haken (Drascher und 

Sulzer)) und  

(b) eine unterschiedliche Anzahl von Sicherungshaken (Drascher 20 versus Sulzer 75) 

anzubringen wären.  

 

Alle Anbieter sichern mit ihren Angeboten dabei die Erfüllung aller gesetzlichen Normen 

zu. 

 

Bezüglich Dachsanierung Hauptstraße 115b, vormals Asfinag, merkt Frau Lausecker 

zudem an, dass die Firma Drascher nochmals das Dach besichtigen müsste, da – 

entgegen den anderen Anbietern – keine sonstigen Maßnahmen vor Ort festgestellt 

wurden. Daher liegt das Angebot deutlich unter den beiden anderen Anboten. 

 

Übersicht Anbieter Dachsanierung Rathaus, Hauptstraße 58: 
Fa. Drascher:   € 8.831,20 (exkl. USt)/€ 10.597,44 (inkl. USt) 

Fa. Schmitzer:  € 4.730,74 (exkl)/€ 5.676,89 (inkl) 

    € 13.565,46 (exkl)/€ 16.278,55 (inkl) 

    € 18.296,2 (exkl)/€ 21.955,44 (inkl) 

Fa. Sulzer:    € 20.370,- (exkl)/€ 24.444,- (inkl) 

 

Unterschiedliche Sicherungssysteme, Unterschied bei Anzahl der Haken  

 

 
Übersicht Anbieter Dachsanierung vormals Asfinag, Hauptstraße 115b: 
Fa. Drascher:   € 2.309,10 (exkl. USt)/€ 2.770,92 (inkl. USt) 
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Fa. Schmitzer:  € 16.168,15 (exkl)/€ 19.401,78 (inkl) 

    € 7.264,92 (exkl)/€ 8.717,90 (inkl) 

    € 23.433,07 (exkl)/€ 28.199,68 (inkl) 

Fa. Sulzer:    € 17.322,- (exkl)/€ 20.798,40 (inkl) 

 

Fa. Drascher müsste noch einmal das Dach zwecks Mängel begehen 

 

Abrechnung erfolgt über die Monatsabrechnung der Hausverwaltung. 
 
Es liegt eine positive Empfehlung des entsprechenden Ausschusses vom 
24.4.2024 vor. 
 
Beilagen: 
Gegenüberstellung der entsprechenden Angebote 
Angebote der Firmen Sulzer, Drascher und Schmitzer 
 
GR Ing. Strombach stellt den 

Antrag:  
Der Gemeinderat möge der Vergabe des Auftrags Dachsanierung Rathaus, Hauptstraße 

58, an den Bestbieter Fa. Drascher um € 10.597,44 (inkl. USt) zustimmen.  

Da für die Dachsanierung am Gebäude Hauptstraße 115b (vormals Asfinag) keine 

Bedeckung im aktuellen Nachtragsvoranschlag 2024 gegeben ist, wird dieses Vorhaben 

auf 2025 verschoben. 

 

Unter der Haushaltsstelle 1/029000-614000 (laufende Instandhaltung Amtsgebäude) 

besteht eine Bedeckung in Höhe von + € 3.000,-. 
 

Durch einen noch zu beschließenden VA-Übertragung von 1/853110-614 (FF 

Rekawinkel Instandhaltung, wird nicht benötigt, da ein Teil des Daches abgetragen wird) 

VA - € 4.000,- auf 1/029000-614000 VA + € 4.000,- werden € 4.000,- verfügbar. 

 

Durch einen noch zu beschließenden VA-Übertragung von 1/853400-614 (Instandhaltung 

Gemeindehaus Hptstr. 115b, Dachsanierung wird auf 2025 verschoben) VA - € 3.600,- 
1/029000-614000 VA + € 3.600,- werden € 3.600,- verfügbar. 
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Wortmeldungen: StR Naber MA MSc,  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

GR Ing. Strombach stellt den 

Antrag:  
Der Gemeinderat möge der Vergabe des Auftrags Dachsanierung Rathaus, Hauptstraße 

58, an den Bestbieter Fa. Drascher um € 10.597,44 (inkl. USt) zustimmen.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

Die Kostenangebote für das Rathaus, Hauptstraße 58, und das vormalige Asfinag-

Gebäude, Hauptstraße 115b lassen sich wie folgt gegenüberstellen; die grau unterlegten 

Vorhaben sind bereits an den Bestbieter, die Fa. Sulzer, vorbehaltlich der 

Berücksichtigung im Nachtragsvoranschlag 2024 vergeben. 
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Originalangebote im Vergleich 
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Kostenvoranschläge Hauptstraße 58, Rathaus (Skizze durch Fa. Sulzer)
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Kostenvoranschläge Hauptstraße 115b, ehemaliges ASFINAG-Gebäude (Skizze durch Fa. Sulzer) 
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Zu Top 15 -  Versicherung Notstromaggregat mit Anhänger  
Sachverhalt (vorbereitet von GR Ing. Strombach/Mag.a Mitrovic):  

In der Stadtratssitzung vom 11.04.2023/Top 5 wurde die Anschaffung eines 

Stromerzeugers beschlossen. 

Da dieses Gerät mit einem Anhänger fix verbunden ist, bedarf es nicht nur einer 

behördlichen Zulassung für den Straßenverkehr mit einem amtlichen Kennzeichen, 

sondern auch einer Versicherung. 

Die Zulassung ist am 21.02.2024 erfolgt. 
In der letzten Sitzung des Ausschusses für Gemeindeeinrichtungen, Friedhof und Archiv 

vom 26.2.2024 wurde bezüglich des Abschlusses einer Versicherung für das 

Notstromaggregat des Wirtschaftshofes die Einholung eines weiteren Angebots für die 

vollständige Versicherungsdeckung (Vollkaskoversicherung) empfohlen. 

Seitens unseres Versicherungsmaklers Dr. Toifl liegen nun zwei Versicherungsangebote 

vor, von Zurich Versicherung und Helvetia Versicherung.  

Die folgenden Varianten stehen zur Wahl (Haftpflicht und Vollkasko) 

Beilagen:  
Angebote 
 

Verbuchung:  1/820000-670000 Wirtschaftshof Versicherungen 
Bedeckung:  1/820000-670000 Wirtschaftshof Versicherungen 
 
Variante Zurich - Haftpflicht: 
Der Gemeinderat möge die Kfz-Haftpflichtversicherung der Zurich Versicherung für das 

Notstromaggregat mit Anhänger mit einer Jahresprämie von €19,14 beschließen. 

Versicherungsbeginn: Zulassungsdatum 21.02.204 

Zahlungsweise jährlich durch Abbuchungsauftrag immer per 01.01. 

 

Variante Zurich – Kasko: 
Der Gemeinderat möge die Kaskoversicherung inkl. Kfz- Haftpflichtversicherung der 

Zurich Versicherung für das Notstromaggregat mit Anhänger mit einer Jahresprämie von 

€1.375,07 und einem Selbstbehalt von 5% der Versicherungsleistung, jedoch mind. € 

400,00 und max. €1.200 beschließen. 

Versicherungsbeginn: Zulassungsdatum 21.02.204 

Dauer Kasko: 3 Jahre  

Zahlungsweise jährlich durch Abbuchungsauftrag immer per 01.01. 
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Variante Helvetia - Haftpflicht: 
Der Gemeinderat möge die Kfz-Haftpflichtversicherung der Helvetia Versicherung für das 

Notstromaggregat mit Anhänger mit einer Jahresprämie von €15,07 beschließen. 

Zahlungsweise jährlich durch Abbuchungsauftrag immer per 01.01. 

Versicherungsbeginn: Zulassungsdatum 21.02.204 

 
Es liegt eine positive Empfehlung des entsprechenden Ausschusses vom 
24.4.2024 vor. 
 
GR Ing. Strombach stellt den 

Antrag:  
Variante Helvetia – Kasko: 

Der Gemeinderat möge die Kaskoversicherung inkl. Kfz- Haftpflichtversicherung der 

Helvetia Versicherung für das Notstromaggregat mit Anhänger mit einer Jahresprämie 

von €1.967,64 und einem Selbstbehalt von € 300,00 für Unfall-, Park- und 

Vandalismusschäden beschließen. 

Versicherungsbeginn: Zulassungsdatum 21.02.204 

Dauer Kasko: 3 Jahre  

Zahlungsweise jährlich durch Abbuchungsauftrag immer per 01.01. 

Verbuchung:  1/820000-670000 Wirtschaftshof Versicherungen 
Bedeckung:  1/820000-670000 Wirtschaftshof Versicherungen 
 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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1. Versicherungsangebot der Zurich Kfz-Versicherung v. 21.02.2024 wie folgt: 
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2. Versicherungsangebot der Helvetia Kfz-Versicherung v. 18.3.2024 wie folgt: 
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Zu Top 16 - Subventionen 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR Thomas Tweraser, S. Berndt) 

Es liegen folgende Subventionsansuchen vor: 

• Vereinsmeierei 

• KOBV – Behindertenverband 

• Jiu Jitsu Goshindo Pressbaum 

• Verschönerungsverein 

• Villa Kunterbunt 

• KSV – Kraftsportverein Pressbaum 

• ASV Pressbaum - Badminton 

 

Punkt 1 – Vereinsmeierei 

Die Kulturinitiative Vereinsmeierei ersucht um eine Subvention in Höhe von € 4.000,-- für 

das Kulturprogramm 2024. 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 29. April 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 2.000,-- ausgesprochen. 

 

Punkt 2 – KOBV - Behindertenverband 

Mit Schreiben von 15. Februar 2024 wendet sich der Behindertenverband Purkersdorf 

und Umgebung an die Stadtgemeinde Pressbaum mit einem Subventionsansuchen. 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 29. April 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 150,-- ausgesprochen. 

 

Punkt 3 – Jiu Jitsu Goshindo Pressbaum 

Sachverhalt: (vorbereitet von StR Thomas Tweraser, S. Berndt) 

Der Jiu Jitsu Goshindo Verein ersucht um eine Subvention in Höhe von € 6.000,-- für die 

NÖ Landesmeisterschaften in Pressbaum und die Beschickung der 

ÖM/Staatsmeisterschaft. 
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Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 29. April 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 3.000,-- ausgesprochen. 

 

Punkt 4 – Verschönerungsverein Pressbaum 

Der Verschönerungsverein ersucht um eine Subvention in Höhe von € 2.000,-- für die 

Renovierung des Lagers im Rathaus, die Wartung der Bänke und Wanderwege sowie 

die Durchführung von Veranstaltungen. 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 29. April 2024 eine 

mehrheitliche Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 2.000,-- ausgesprochen. 

 

Punkt 5 – Villa Kunterbunt 

Die Villa Kunterbunt ersucht um eine Subvention in Höhe von € 2.500,-- für den 

Spielbetrieb 2024. 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 29. April 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 2.000,-- ausgesprochen. 
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Punkt 6 – KSV – Kraftsportverein Pressbaum 

Der KSV – Kraftsportverein Pressbaum ersucht um eine Subvention in Höhe von € 

2.600,-- bis 3.800,-- für neue Gewichtheber-Anzüge. 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 10. Mai 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 2.000,-- ausgesprochen. 

 

Punkt 6 – ASV Pressbaum – Badminton 

Der ASV Pressbaum – Badminton ersucht um folgende Subventionen für das Jahr 2024: 

Projekt Badminton Spitzensport € 6.000,-- 

Elite Tourniere € 1.500,-- 

Sommercamp & Arbeit in den Schulen € 1.000,-- 

Schülertraining & Betreuung bei Turnieren € 2.000,-- 

Gesamt € 10.500,-- 

 

Der zuständige Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, Digitalisierung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Subventionen, Jugend hat in seiner Sitzung vom 10. Mai 2024 eine 

einstimmige Empfehlung für eine Subvention in Höhe von € 1.000,-- ausgesprochen. 

 

  



Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil 

154 
 

Übersicht der vorgeschlagenen Subventionen: 

Verein Subventionszweck Summe Verbuchung 
Vereinsmeierei Kulturprogramm 2024 € 2.000,-- 1/312000-757000 
KOBV - 
Behindertenverband 

Basissubvention 2024 € 150,-- 1/061000-757000 

Jiu Jitsu Goshindo NÖ Landesmeisterschaften 
in Pressbaum und die 
Beschickung der 
ÖM/Staatsmeisterschaft 

€ 3.000,-- 1/269000-757000 

Verschönerungsverein Renovierung des Lagers im 
Rathaus, die Wartung der 
Bänke und Wanderwege 
sowie die Durchführung von 
Veranstaltungen 

€ 2.000,-- 1/369000-757000 

Villa Kunterbunt Spielbetrieb 2024 € 2.000,-- 1/312000-757000 
Bedeckung 
1/262000-757000 € 500,-- 
1/269000-757000 €1.500,-- 

KSV – Kraftsportverein Neue Gewichtheber-Anzüge € 2.000,-- 1/269000-757000 
ASV Badminton Projekt Badminton 

Spitzensport, Elite 
Tourniere, Sommercamp & 
Arbeit in den Schulen, 
Schülertraining & Betreuung 
bei Turnieren 

€ 1.000,-- 1/269000-757000 

ASV Badminton 
Freizeitsport 

60. Geburtstag Karriegellauf € 1.000,-- 1/269000-757000 

Sofern nicht anders angeführt, ist die Bedeckung gegeben. 

Es soll bis zur Sitzung im Herbst abgeklärt werden, ob man die Subventionen nicht 
anders aufteilen kann. Die Subvention für das Stadtorchester soll in der Sitzung im 
Herbst auch beschlossen werden.  
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Zu Top 17 - Erweiterung der Richtlinien für Ehrungen, Ehrenzeichen und 
Verdienstzeichen 
Sachverhalt: (vorbereitet von S. Berndt) 

In der Gemeinderatssitzung vom 21. September 2010 wurden vom Gemeinderat der 

damals noch Marktgemeinde Pressbaum auf Grundlage des §17 der NÖ 

Gemeindeordnung die Möglichkeit geschaffen, Personen, welche sich um die Gemeinde 

besonders verdient gemacht haben, mittels Ehrungen auszuzeichnen. 

 

Basierend auf § 17 der NÖ Gemeindeordnung wurden daher durch den Pressbaumer 

Gemeinderat, die Richtlinien betreffend Regelung der Verleihung vom Ehrungen und der 

Verleihung von Ehrenzeichen beschlossen. 

 

In der außergewöhnlichen und schwierigen Zeit von Covid19, haben in Pressbaum ca. 200 

Personen freiwillig in den eingerichteten Impf- und Teststationen zum Wohle unserer 

Bürger mitgearbeitet bzw. mitgeholfen.  

Dazu wurde vom Gemeinderat beschlossen, diese Personen mit einer Urkunde sowie 

einer Astecknadel mit der Aufschrift 

„Covid 2020/2021 ich war dabei“ 

auszuzeichnen  

§ 7 Weitere Auszeichnungen durch den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 
 
(1) Eine weitere Möglichkeit der Auszeichnung durch den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 

besteht in der Verleihung von Dekreten, in welchem Dank und Anerkennung ausgesprochen wird 
sowie in der Verleihung von Ehrenbezeichnungen und Ehrengeschenken. 
 

(2) In Zeiten außergewöhnlicher Belastung, wie dies z.B. während der Corona-Pandemie 2020/2021 
der Fall war, besteht die Möglichkeit, freiwillige Helferinnen und Helfer für ihren Einsatz 
auszuzeichnen. Die Auszeichnung besteht dabei aus einer Urkunde und einem, für den Anlass 
individuell gestalteten Ansteckpin, ca. 30 mm Durchmesser. 
 

Beispiel: In der Zeit von Covid 19 haben rund 200 Personen 
mitgeholfen, die Testungen und Impfungen für die Bürgerinnen 
und Bürger durchzuführen. Sie erhielten als Auszeichnung für die 
Mitarbeit eine Urkunde sowie einen Ansteckpin „Covid 2020/21 ich 
war dabei“. 
 

Personen, die eine solche Auszeichnung erhalten haben, sind 
berechtigt, diese auch als Uniformspange zu tragen. Die 
Uniformspange wird nicht von der Stadtgemeinde zur Verfügung 
gestellt, sondern kann von jenen Personen, die diese wünschen, 
selbst erworben werden. 
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Bürgermeister Josef Schmidl-Haberleitner stellt den  

Antrag: 
Der Gemeinderat wird nun ersucht neben den bisherigen in der Gemeinderatssitzung vom 

21.09.2010 beschlossenen Ehren- und Verdienstzeichen diese Anstecknadel welche mit 

Gemeinderatsbeschluss vom 02.09.2021 im Rahmen der Mitwirkung bei der Durchführung 

und Unterstützung in einer Krisenzeit (Coronazeit) an mithelfende Personen vergeben 

wurde, als anlassbezogenens Verdienstzeichen in die Richtlinien vom 21. September 2010 

aufzunehmen. Diese Personen sind auch berechtigt dieses anlassbezogene 

Verdienstzeichen in Form einer Badspange (Gemeindefarben gold/grün mit 

Miniaturabbildung der Corona Nadel) zu tragen.  

Da die Anstecknadel bereits 2021 verteilt wurde, entstehen der Stadtgemeinde Pressbaum 

keinerlei Kosten.  

Wortmeldungen: StR Gruber,  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
 
Zu Top 18 – KlimaFEST am 21. September 2024 von 14 Uhr bis 18 Uhr 
Sachverhalt: (vorbereitet von GR Sigmund/V. Passin) 
Auch heuer soll das KlimaFEST 2024 wieder in Pressbaum am Kirchenvorplatz, 
Volksschulvorplatz und Rathausvorplatz stattfinden und ein informatives und 
unterhaltsames Programm für Jung & Alt rund um den Klimaschutz mit regionalen Bio-
Schmankerln geboten werden. Der geplante Termin wäre Samstag, der 21. September 
von 14 Uhr bis 18 Uhr. 
Das Grundbudget soll die Stadtgemeinde Pressbaum zur Verfügung stellen. Die Kosten, 
wie in den Jahren davor, sollen über eine Gegenverrechnung mit dem e5 – Mitgliedsbeitrag 
erfolgen. 
Wie schon in den letzten Jahren soll das KlimaFEST wieder eine gemeinsame 
Veranstaltung der drei Gemeinden (Pressbaum+Tullnerbach+Wolfsgraben) sein. 
Für die Kinder, die am Programm teilnehmen sollen, eine kleine Jause und die Getränke 
als Dankeschön vorbereitet werden. 
Verbuchung: 
Plakate: HHkto.: 1/522000-457000 Reinhaltung der Luft, Druckwerke: ca. 650,- EUR zu 
rechnen 
Programm: HHkto.: 1/522000-728000 Reinhaltung der Luft, Entgelte für sonstige 
Leistungen: 590,74 EUR 
Programm: HHkto.: 1/839000-619000 Sonstige Betriebe und betriebsähnliche 
Einrichtungen Instandhaltung von Sonderanlagen – Stromtankstellen: 900,- EUR 
Bedeckung:  
Übertragung des verfügbaren VA Betrages HHKto. 1/839000-619000 Sonstige Betriebe 
und betriebsähnliche Einrichtungen Instandhaltung von Sonderanlagen – 
Stromtankstellen: 900,- EUR auf das HHkto.: 1/522000-728000 Reinhaltung der Luft, 
Entgelte für sonstige Leistungen. 
Eine einstimmige positive Empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Energie, Klima vom 
15.04.2024 liegt vor.  
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GR Sigmund stellt den 
Antrag: 
Die fehlende Bedeckung in der Höhe von 900,- EUR wird durch Übertragung des 
verfügbaren VA Betrages  
HHKto. 1/839000-619000 Sonstige Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen 
Instandhaltung von Sonderanlagen – Stromtankstellen: minus 900,- EUR auf das 
HHkto.: 1/522000-728000 Reinhaltung der Luft, Entgelte für sonstige Leistungen: plus 
900,- EUR ergänzt.  
 
Wortmeldungen:  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge der Abhaltung der Veranstaltung 
KlimaFEST 2024 am 21.09.2024 von 14 Uhr bis 18 Uhr in Pressbaum zuzustimmen und 
das Budget von max. 2.000,- EUR für (Plakate und das Programm) die Deckung der 
Kosten genehmigen. 

 
Wortmeldungen: StR Gruber, GR Sigmund, StR Naber MA MSc, StR Auer,  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 20 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 
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SACHVERHALT: 
 
Anschaffung des EDV Programms WinCaus.net, Elektronischer Rechtsverkehr der 
Justiz, (Finanz – Fr. Stransky / Stadtamt – Fr. Mag.a Schindlecker / Ausschuss Hr. 
Tweraser) 
 
Nachstehend werden die im Ausschuss für Vereinswesen, Wirtschaft, Gastronomie, 
Digitalisierung, Subventionen, Öffentlichkeitsarbeit, Jugend vom 10.06.2024 
aufgekommenen Fragen beantwortet: 
 
Mit dem elektronischen Rechtsverkehr der Justiz (ERV) wird die Kommunikation 
zwischen den Gemeinden und den Gerichten, Notaren, Rechtsanwälten sowie div. 
anderen Institutionen verknüpft und somit wesentlich vereinfacht. Jegliche 
Korrespondenz erfolgt über eine sichere Schnittstelle (Verordnung der Bundesministerin 
für Justiz über den elektronischen Rechtsverkehr (ERV 2021)). 
 
Gewisse Institutionen müssen den elektronischen Rechtsverkehr nutzen und sind somit 
zur Teilnahme verpflichtet (Auflistung lt. www.oesterreich.gv.at):  
 
• Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälte sowie Verteidigerinnen/Verteidiger in Strafsachen 
• Notarinnen/Notare 
• Kredit- und Finanzinstitute 
• Inländische Versicherungsunternehmen 
• Sozialversicherungsträger 
• Pensionsinstitute, Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse, Pharmazeutische 

Gehaltskasse, Insolvenz-Entgelt-Fonds, IEF-Service GmbH 
• Dachverband der Sozialversicherungsträger 
• Finanzprokuratur 
• Rechtsanwaltskammern 

 
 
Ausgiebige Recherchen ergaben, dass nur zwei Firmen dieses Produkt anbieten, wobei 
nur eine die Schnittstelle mit unserem bestehenden EDV Programm K5 hat.  
 
Vorteile des Gemdat Angebotes mit Verknüpfung zu K5: 
 
-) Enorme Zeitersparnis aufgrund der automatischen Einspielung aller Kundendaten.  
    Keine Neuanlage jedes einzelnen Kunden notwendig 
-) Automatische Zuordnung importierter Schriftsätze 
-) Aktualisierung der Kundendaten durch monatliche Wartung 
-) Vorerstellung von Uservorlagen/Schriftsätze für z.B. nochmalige Vollzüge,  
     Bekanntgabe von Adressänderungen, Einstellungen von Exekutionen, uvm.  
     Bis dato muss jedes Schriftstück im Word extra verfasst werden.  
 
Der momentan geschätzte Zeitaufwand in der Finanz/Fr.Stransky nur betreffend 
gerichtlicher Eintreibungen, sowie Konkurs- u. Schuldenregulierungsverfahren liegt 
mittlerweile geschätzt bei über 50 % der Arbeitszeit. Gerichtliche Eintreibungen sollten 
nebenbei erledigt werden, dies ist aufgrund der enorm gestiegenen Zahlungsunfähigkeit 
der Parteien sowie der Komplexität der Konkursfälle und Schuldenregulierungs-verfahren 
derzeit leider nicht möglich. Der eigentliche Arbeitsbereich bleibt aufgrund des hohen 
Zeitaufwandes momentan auf der Strecke.  
 

http://www.oesterreich.gv.at/


Gemeinderatssitzung 2024-06-26 – öffentlicher Teil 

160 
 

 
Nachstehend die wesentlichen Vorteile des Elektronischen Rechtsverkehrs, welchen 
nicht nur die Finanz, sondern auch das Stadtamt und wenn erwünscht das Bauamt 
nutzen kann. Mit der im Angebot erwähnten Einzelplatzlizenz kann jede Abteilung mit 
einem eigenen Zugangscode arbeiten, jedoch nicht zeitgleich.  
 
• Durch die Echtzeitübermittlung ist ein effizientes Arbeiten beider kommunizierender 

Ämter möglich. Alle Beschlüsse, Schriftsätze, übertragene Akte sind gleich nach 
Import/Export sichtbar und lesbar.  
 

• KEINE verloren gegangenen Postsendungen mehr, Entlastung des Bürgerservice, 
da kein Posteinlauf/Postausgang mehr 
 

• Somit auch Wegfall der Postgebühr / Postwegzeit 
 

• Wegfall der hohen Kosten für Wegzeit von Rechtsanwälten bei Abholung von 
Unterlagen der beauftragen Fälle. Für die Wegzeit bei z.B. 20 Akten im Jahr wurden 
der Stadtgemeinde in etwa € 500,00 netto in Rechnung gestellt. Im Vergleich dazu 
würde die Übermittlung mittels elektronischen Rechtsverkehres insgesamt € 6,40 
netto im Jahr ausmachen (0,32 netto pro Eingabe). 
 

• Aufgrund der Verpflichtung oben genannter Teilnehmer wäre es möglich, notwendige 
Aktenversendungen wie z.B. an das Landesverwaltungsgericht über diese 
Schnittstelle durchzuführen. Vorteil: sofortige Übermittlung mit garantierter 
Zustellbestätigung.  
 

• Die Abstimmung von Verträgen bei Notaren und Rechtsanwälten wäre ebenso 
vereinfacht 
 

• Automatische Einspielung des Rückstandsausweises sowie automatische Zuordnung 
zum richtigen Kunden bei gerichtlichen Eintreibungen 
 

• Derzeit muss jeder Exekutionsantrag einzeln über „justizonline“ ausgefüllt werden. 
Keine Speicherung z.B. für die nächste Eintreibung derselben Partei möglich. Mit 
dem Programm sind die Kundenfelder bereits automatisch ausgefüllt. Bei immer 
wiederkehrenden Eintreibungen wesentlicher Zeitfaktor.  
 

• Kosten des Antrags werden mittels Eingabe der Kapitalforderung automatisch 
ermittelt. Diese Kosten werden an die verpflichtete Partei in Rechnung gestellt. Bei 
Unstimmigkeiten kommt es zu zeitaufwendigen Recherchen aufgrund der Nacharbeit 
wegen Verbesserungsaufträgen. Es muss im Vorfeld bei jedem einzelnen Antrag 
geprüft werden, ob es zu Erhöhungen der Gerichts- und Vollzugsgebühren 
gekommen ist.  

 
• Nachfolgende Anträge, wie z.B. Antrag auf nochmaligen Vollzug o.ä. müssen derzeit 

im Word erstellt werden. In diesem Programm können Uservorlagen erstellt werden, 
welche die Kundendaten automatisch übernehmen. Somit keine Nacharbeit aufgrund 
etwaiger Verbesserungsaufträge bei z.B. Zahlensturz.  
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• Es kommt immer wieder vor, dass der Gerichtsvollzieher von der Partei zu wenig 

einfordert, da nicht alle Kosten in seiner Akte aufscheinen. Durch die Nacharbeit 
kommt es zu Zeitverzögerungen der Eintreibung. Mit diesem Programm kann dies 
verhindert werden, da auch der Gerichtsvollzieher sofort alle Unterlagen elektronisch 
einsehen kann. Bis dato ist bei den Gerichten nur deren interner Teil im 
Elektronischen Rechtsverkehr, nicht aber die von uns eingebrachten Unterlagen. 
 

• Aufgrund einer Änderung der Gerichte werden pro Akt bei Antrag auf Forderung- und 
Fahrnisexekution sowie zwangsweise Pfandrechtsbegründung (Eintrag im 
Grundbuch) mindestens zwei Gerichtszahlen vergeben. Durch die Verknüpfung der 
Fälle im Elektronischen Akt fällt die Unübersichtlichkeit weg.  
 

• Der aktuelle Stand jeweiliger Akte kann im Programm jederzeit eingesehen werden. 
Es ist kein zeitaufwändiges Nachtelefonieren mehr notwendig.  
 

• statistische Auswertung von Eintreibungserfolgen ist möglich 
 
 
Aufgrund der derzeitigen Entwicklung und der schwierigen wirtschaftlichen Lage häuft 
sich auch der Aufwand und die Anzahl der Fälle von säumigen Bürgern. Steigerung der 
Schuldenhöhe zeichnet sich ab. Das Programm ermöglicht ein rasches und effizientes 
Handeln bei der Eintreibung.  
 
Das Angebot der Firma gemdatnoe mit dem Programm WinCaus.net 500 der Firma 
EDV2000 ist somit zu empfehlen.  
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Bürgermeister Schmidl-Haberleitner stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge das Angebot der Firma 
gemdatnoe, Angebotnr. AN24/02578 vom 24.06.2024 (gültig bis 24.07.2024) laut 
Beilage, bzw. unten angeführter Kosten das EDV-Programm Wincaus 500 der Firma 
EDV2000, Elektronischer Rechtsverkehr der Justiz, annehmen.  
 
 
Anschaffungskosten Einmalig  
€ 3.130,00 ohne MwSt. incl. Fahrtkostenpauschale 
€ 3.756,00 incl. MwSt. incl. Fahrtkostenpauschale. 
zzgl. Installation & Schulung (€ 149,00 netto/Std. zzgl. MwSt: € 178,80) nach 
tatsächlichem Aufwand, voraussichtlich 5 Stunden = € 894,00 
 

Verbuchung (für Einmallizenz):   1/900100-070000 
   Gesonderte Verwaltung – Aktivierungsfähige Rechte-Software, Lizenzen 
 
Bedeckung:  1/900100-070000 (im Nachtragsvoranschlag beschlossen) 
   Gesonderte Verwaltung – Aktivierungsfähige Rechte-Software, Lizenzen 

 
 
Monatliche Kosten: 
€ 44,80 netto zzgl. MwSt: € 53,76 WinCaus.net WARTUNG 500 
€ 19,80 netto zzgl. MwSt: € 23,76 WinCaus.net WARTUNG IMP. 
€ 18,50 netto zzgl. MwSt: € 22,20 Grundgebühr Übermittlungsstelle EDV2000  
€   0,32 netto zzgl. MwSt:   € 0,38 pro Hinverkehr/Eingabe EDV2000 

 
Verbuchung (mtl.Kosten): 1/900100-728000 
   Gesonderte Verwaltung – Entgelte sonst. Leistungen – EDV Software lfd. 
 
Bedeckung:  1/900100-728000 
   Gesonderte Verwaltung – Aktivierungsfähige Rechte-Software, Lizenzen 

 
 
 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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20a  

 
 
 
 
Termin für die nächste GR-Sitzung findet entweder am 08.07.2024 um 19 Uhr oder 
09.07.2024 um 19:30 Uhr statt.  
Rücksprache halten mit Fr. Matzinger-Schindelecker und dem Büro Haselsteiner, 
ob einer von diesen Terminen möglich wäre. Abklärung durch die Verwaltung.   
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zu top 21 – Berichte 
StR Kalchhauser: 

 
 
 
Bgm. – Anonyme Briefe, Kloverschmutzungen im Herren Klo im EG – Filmüberwachung 
fand statt, durch Ermittlungen der PI Pressbaum und Landeskriminalamt ist der Fall nun 
gelöst. 
 

 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 21:22 Uhr 
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V.g.g. 

 
 

Der Bürgermeister:         Die Schriftführerin: 
 
 
 
 
.......................................            ……………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner (ÖVP)              Evelyn Stattin 
 

 
 

Die Protokollprüfer: 
  
 
 
…………………………………..   ............................................ 
GR Ing. Jochen Pintar (ÖVP)   GR Christine Leininger (GRÜNE)  
    
 
 
 
.......................................................  ................................................ 
StR Alfred Gruber (SPÖ)    StR Wolfgang Kalchhauser (WIR!) 
 
 
 
 
……………………………………………. 
GR Anna-Leena Krischel bakk.phil(FPÖ) 
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